
Trumps Großangriff: Die Politik
der Rechten ist  die  Politik  der
Reichen
von Urs Hecker, Januar 2025

Vor  wenigen  Tagen  feierte  der  neue  US-Präsident  Donald  Trump  seine
Amtseinführung.
Umringt von Milliardär:innen und Vertreter:innen der US-Bürokratie konnte
er  sein  rassistisches,  sexistisches  und  nationalistisch-größenwahnsinniges
Programm der Reichen verkünden. Noch einen Tag davor auf der offiziellen
Siegesfeier seiner Wahlkampagne zeigte Elon Musk, der reichste Mann der
Welt,  gleich  zwei  Mal  auf  der  Bühne  den  Hitlergruß.  Nach  der
Amtseinführung  hagelte  es  eine  Flut  von  autoritär,  am Kongress  vorbei
verabschiedeten Dekreten,  die  einen in  diesem Jahrtausend beispiellosen
Angriff auf die Rechte sozial Unterdrückter darstellen. Diese Angriffe sind
denen,  die  uns  in  Deutschland  unter  Merz  oder  einer  zukünftigen  AfD-
Regierung bevorstehen könnten, sehr ähnlich. Wie wirken sie sich also aus
und wie können wir uns dagegen wehren?

Angriffe auf Migrant: innen

Ein Hauptziel der Angriffe Trumps sind wieder einmal Migrant:innen aus
Lateinamerika.
Der  nationale  Notstand  wurde  an  der  Grenze  zu  Mexiko  verhängt,  was
bedeutet, dass in Zukunft das Militär gegen Einwanderer:innen eingesetzt
werden kann. Schon jetzt gehen Bilder um die Welt, wie Migrant:innen an
der Grenze zwischen den USA und Mexiko verzweifeln. Der Grund: Trump
hat  die  App,  mit  der  Millionen  Menschen  sich  legal  Termine  für  den
Grenzübertritt vereinbaren konnten, einfach sperren lassen. Diese Menschen
gaben oft alles auf, um ein US-Visa zu erhalten, nur um jetzt trotz Termin an
der Grenze abgewiesen zu werden. An dieser Grausamkeit zeigt sich einmal
mehr, dass auch „legale“ Einwander:innen von den Angriffen der Rechten
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betroffen sind und die Heuchelei derer, die das verneinen und behaupten, es
ginge nur um „illegale Einwanderung“. Zusätzlich will Trump ein weiteres
zentrales  Recht  von  Migrant:innen  in  den  USA  abschaffen:  Die
Staatsbürger:innenschaft per Geburt. Dadurch werden ganze Generationen
der Nachfahr:innen heutiger Migrant:innen entrechtet, die nun für immer
Menschen zweiter Klasse in den USA bleiben können. Ob das Ganze aber
wirk l ich  rechtsgül t ig  i s t ,  wird  s ich  noch  ze igen,  denn  d ie
Staatsbürger:innenschaft  per Geburt  ist  ein historisches Grundpfeiler des
US-amerikanischen Gesellschaft, den zu fällen nicht mal eben gehen wird.

In  Deutschland blüht  uns  Ähnliches.  Abgesehen davon,  dass  es  hier  die
Staatsbürger:innenschaft bei Geburt nie gab, fordern auch hier die großen
Parteien  eine  Verschärfung  des  tödlichen  EU-Grenzregimes  und  eine
Einschränkung  der  Staatsbürger:innenschaft.  So  fordert  die  CDU  unter
anderem,  dass  Menschen  mit  doppelter  Staatsbürger:innenschaft
ausgebürgert  werden  können,  sollten  sie  zweimal  straffällig  werden.  So
öffnen sie den Weg für Deportationen von deutschen Staatsbürger:innen und
schaffen selbst unter ihnen 2 Klassen: die „Biodeutschen“, die sicher für
immer Staatsbürger:innen sind und solche, die ihre Rechte wieder verlieren
können.

Wir fordern deshalb international:

Grenzzäune und Mauern einreißen! Grenzen auf überall für alle!
Volle Staatsbürger:innenrechte für alle in dem Land, in dem sie leben!

Angriffe auf trans und inter Menschen

Auch  trans  Menschen  werden  in  großem  Stil  vom  neuen  Präsidenten
angegriffen  und  haben  wahrscheinlich  in  Zukunft  noch  Schlimmeres  zu
erwarten. So hat Trump bei seiner Amtseinführung gesagt: „In den USA wird
es  in  Zukunft  nur  noch zwei  Geschlechter  geben:  Mann und Frau“  und
folglich  Behörden  dazu  angewiesen,  nur  männliche  und  weibliche
Geschlechtseinträge  anzuerkennen.
Außerdem sollen in  Zukunft  die  Chromosomen bzw.  „das Geschlecht  bei
Zeugung“  bestimmen,  welches  Geschlecht  Menschen  haben.  Damit  wird



nicht nur die Realität von trans und inter Menschen verkannt,  es nimmt
ihnen das Recht, selbst über ihren Körper und ihr Geschlecht zu bestimmen
und die Tür für weitergehende Kriminalisierung ist geöffnet. Gleichzeitig ist
mit einer Zunahme der trans- und queerfeindlichen Stimmung weltweit und
somit auch mit weiteren Angriffen auf trans Menschen und ihre Rechte zu
rechnen.

Auch in Deutschland zeigt sich ähnliches, wenn Friedrich Merz z.B fordert,
das  Selbstbestimmungsgesetz  zurückzunehmen,  oder  die  AfD  die
gleichgeschlechtliche  Ehe  wieder  abschaffen  will.

Wir fordern stattdessen:

Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für  Recht  auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zur  offiziellen  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Gegen den Zwang,  das  Geschlecht  in  amtlichen
Dokumenten anzugeben!
Für  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper:  Für  das  Recht  auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!
Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,
kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Nationalismus und Autoritarismus

Eingebettet werden diese Angriffe in einem immer aggressiveren, von außen
teilweise  lächerlich  wirkenden  Nationalismus  und  einen  steigenden
Autoritarismus. Der Panamakanal soll „zurückerobert“ werden und Panama
wird  offen  mit  einem  militärischen  Angriff  gedroht.  Dies  soll  in  einem
zukünftigen Konflikt mit China dafür sorgen, sicher die Kontrolle über diese
wichtige Schifffahrtsstraße zu besitzen, aber führt auch dazu, dass innere
Kritik durch nationalistische Furore unterdrückt werden kann. Lächerlich
wirkend und dennoch ernstzunehmend ist die Ankündigung, den Golf von
Mexiko  in  „Golf  von  Amerika“  umzubenennen.  Dieses  Feigenblatt  soll
natürlich nur dazu dienen, Amerikaner:innen von den echten Problemen im



Land abzulenken,  indem man einen  rein  kosmetischen  Konflikt  mit  dem
Ausland schafft. Auch der Autoritarismus nimmt schon jetzt im Land zu und
ist die andere Seite der Maßnahmen, um die Angriffe auf die unterdrückten
Gruppen durchsetzen zu können. Wie oben erwähnt wird das Militär an der
Grenze  auf  Migrant:innen  losgelassen.  Dazu  hat  Trump angekündigt  die
Todesstrafe wieder verschärft durchzusetzen und will auch „sicherstellen“,
dass  einzelne  Bundesstaaten  genug  Tötungsmittel  zur  Verfügung  haben.
Diese Maßnahme wird wieder vor allem Schwarze und andere rassistisch
Unterdrückte treffen. Außerdem soll auch der Staatsdienst direkter unter die
Kontrolle  des  Präsidenten  gestellt  und  Beamt:innen  leichter  entlassen
werden  können.  In  Zukunft  ist  eine  noch  weit  größere  Ausweitung  der
Repressionsmaßnahmen zu erwarten.

Auch  in  Deutschland  ist  die  Zunahme  der  Repression  ein  Trend  des
Rechtsrucks,  wie  wir  an  den Angriffen  auf  die  Bewegung der  Palästina-
Solidarität  sehen  können,  aber  auch  verschärfte  Angriffe  gegen
Antifaschist:innen  und  Klimaaktivist:innen.  Der  bürgerliche  Staat,  ob  in
Deutschland, den USA aber auch anderen westlichen Staaten wie Britannien,
setzt verschärft auf autokratische Maßnahmen und Strafen, um seine innen-
wie außenpolitischen Ziele gegen Kritik durchzusetzen.

Wir fordern dagegen:

Stoppt  jede  imperialistische  Intervention!  USA  und  alle  anderen
Imperialist:innen raus aus Lateinamerika!
Abolish the Police: Statt innerer Hochrüstung Investitionen in Bildung und
Soziales auf Kosten der Reichen!

Rechte Politik ist die Politik der Reichen

Dass  Trump  bei  Amtseinführung  von  den  reichsten  Menschen  der  Welt
umgeben war, zeigt bildlich, was uns inhaltlich schon längst klar sein muss:
Die Politik der Rechten ist die Politik der Reichen, der Kapitalist:innen. Das
sehen  wir  auch  wenn  Trump  aus  den  Pariser  Klimaabkommen  erneut
aussteigt  und  den  Energienotstand  verhängt,  um  noch  mehr  fossile
Brennstoffe  aus  dem  Boden  zu  holen.  Diese  Politik,  die  unser  aller



Lebensgrundlage  angreift,  dient  offensichtlich  der  amerikanischen
Ölindustrie sowie den restlichen Kapitalist:innen, die sich davon niedrigere
Strompreise  erhoffen  können.  Des  Weiteren  sollen  unglaubliche  500
Milliarden  in  private  KI-Infrastruktur  investiert  werden,  was  zum einem
natürlich  den  Tech-Milliadären  an  Trumps  Seite  dient,  aber  auch  im
internationalen Kampf mit China den USA einen Vorsprung verschaffen soll.
Weitere  massive  Steuergeschenke  an  Unternehmen  sind  geplant.  So
verkündete Trump in Davos, dass alle Unternehmen in den USA produzieren
und „die niedrigsten Steuern überhaupt“ erhalten sollten. Die Kosten davon
werden die Arbeiter:innen und Jugendlichen tragen, wenn in Folge neuer
Sozialkürzungen zum Beispiel das eh schon beschissene Bildungssystem noch
weiter  kaputtgespart  wird.  Eine  Methode,  den  zukünftigen  Widerstand
dagegen zu schwächen, sind die jetzt von der Trump-Regierung verübten
Angriffe. Der von der Regierung verbreitete Rassismus und Nationalismus
sowie  die  Queerfeindlichkeit  schwächen  die  Jugend  und  die
Arbeiter:innenklasse  und spalten sie.  Die  Entrechtung von Migrant:innen
führt  dazu,  dass  sie  sich  weniger  und  schlechter  an  ökonomischen  und
politischen  Kämpfen  beteiligen  können.  Auch  in  Deutschland  wird  im
Windschatten  des  Rassismus  eine  Sozialkürzung  nach  der  Anderen
vorgenommen. Nach der Nullrunde beim Bürgergeld droht nun die CDU, es
für Hunderttausende komplett zu streichen, während in Berlin von CDU und
SPD  massive  Kürzungen  im  Jugend-  und  Kulturbereich  vorgenommen
wurden.

Nicht verzweifeln: Jugendbewegung aufbauen!

Angesicht  der  Größe  des  Angriffes,  der  (vermeintlichen?)  Stärke  der
Regierung  der  Rechten  und  Milliardär:innen  und  der  schrecklichen
Auswirkungen auf die Betroffenen, ist es schwer, nicht zu verzweifeln. Sicher
waren viele von uns die letzten Tage schockiert und haben sich ohnmächtig
und  ungläubig  gefühlt.  Auch  in  Deutschland  schreitet  der  Rechtsruck
scheinbar  ohne  Bremse  immer  weiter  voran  und  bedroht  die
Lebensbedingungen  von  uns  Jugendlichen.
Aber vereinzelt und schockiert vor den Bildschirmen merken wir eine Sache
nicht:  gemeinsam  organisiert  können  wir  eine  unglaubliche  Stärke



entwickeln!  Eine  Bewegung  der  Jugendlichen  und  Arbeiter:innen,  die  in
Schulen, Unis und Betrieben verankert ist, kann den Rechtsruck stoppen. Für
uns als Jugendliche heißt das, dass wir uns dort organisieren müssen, wo wir
uns täglich aufhalten müssen:  Den Schulen.  Hier  können wir  am Besten
andere  Jugendliche  erreichen,  hier  spüren  wir  die  Auswirkungen  des
Rechtsruck  am  dollsten,  hier  können  wir  eine  Verankerung  für  eine
zukünftige Bewegung schaffen. Mobilisierungen wie die gegen die AfD in
Riesa zeigen, dass Zehntausende von uns bereit sind zu kämpfen!
Eine  solche  Bewegung  muss  sich  auch  international  vernetzen  und
gemeinsam Perspektiven und Strategien entwickeln, um den internationalen
Rechtsruck und Großangriff der Kapitalist:innen stoppen zu können. Auch
wenn wir uns also zunächst gegen die lokalen Angriffe der Reichen wehren
müssen, haben diese alle die gleiche Ursache als Antworten der Reichen auf
die globale Krise des Kapitalismus. Wir können nur siegen, wenn wir im
globalen  Maßstab  den  Reichen  eine  Antwort  der  Arbeiter:innen  und
Jugendlichen auf die Krise entgegenstellen! Diese Antwort sollte die oben
erwähnten Forderungen gegen Soziale Unterdrückung und Autoritarismus
aufgreifen und mit sozialen Forderungen verbinden, weitere Forderungen
könnten sein:

Selbstverteidigungskomitees und Antidiskriminierungsstellen an Schule, Uni
und Betrieb gegen Soziale Unterdrückung und Diskriminierung!
Gemeinsamer  politischer  und  ökonomischer  Kampf:  Geflüchtete  rein  in
Gewerkschaften!
Hunderte Milliarden für Bildung und Soziales auf Kosten der Reichen, statt
für Aufrüstung und als Steuergeschenke an Milliardär:innen!

CEO-Mord:  Luigi  Mangione  –
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Held der Klasse?
Von Jona Everdeen, Dezember 2024

Luigi  Mangione,  dem  vorgeworfen  wird,  am  5.Dezember  den  CEO  von
UnitedHealthcare in Manhatten erschossen zu haben, wurde festgenommen.
Im Internet wird er von vielen, auch solchen, die mit politischer Organisation
wenig zu tun haben, gefeiert. Dass auch wir Kapitalist:innen, die sich mit
dem Leid der armen Bevölkerung seit Jahren die Taschen vollgemacht haben,
keine Träne nachweinen, ist klar. Gleichzeitig muss uns aber auch bewusst
sein, dass individueller Terror nicht die Lösung sein kann.

Lesezeit: 7 Minuten

Das US-Gesundheitssystem oder warum
die Wut berechtigt ist
UnitedHealthcare  gilt  als  eine  der  besonders  ausbeuterischen
Krankenversicherungen in den USA, die ihren Kund:innen viel Geld aus der
Tasche zieht, aber in einem Drittel der Fälle dann nicht bereit ist, anfallende
Krankenrechnungen  zu  bezahlen.  Ihr  CEO,  Brian  Thomson,  stand  somit
symbolisch für das US-Gesundheitssystem, in dem Gesundheit  nichts und
Profit  alles  zählt.  So  gibt  es  dort  so  gut  wie  keine  gesetzliche
Krankenversicherung, wie wir sie aus Deutschland kennen, wobei Trump nun
auch mit ObamaCare die noch bestehenden Reste davon einstampfen will.
Stattdessen regiert in der Gesundheitsvorsorge der Markt- in Deutschland ist
das in Form der Privatversicherung nur ein kleines Nischensegment, das
nahezu ausschließlich Besserverdienende nutzen. In den USA ist man aber
dazu gezwungen, will man nicht komplett ohne Versicherung dastehen. Dafür
zahlt man Unsummen, wobei unklar ist, ob man für diese im Ernstfall dann
überhaupt irgendeine Gegenleistung erhält. In den USA müssen sich viele
Menschen zweimal überlegen, ob sie wirklich zum Arzt gehen, da die Gefahr
besteht, dass man dann für die nächsten zwei Monate kein Geld mehr für
Lebensmittel hat. Und wenn man sich in den USA als prekär Beschäftigte den
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Arm  bricht,  hofft  man  lieber  darauf,  dass  er  von  selber  wieder
zusammenwächst,  als  ins Krankenhaus zu gehen und danach einen Berg
Schulden haben.

Entsprechend ist es absolut verständlich, dass Arme in den USA, die massiv
unter diesem System leiden, sich selber keine adäquate Behandlung leisten
können oder Angehörige an behandelbare Krankheiten verloren haben, weil
sie deren Behandlung nicht bezahlen konnten, Mangione als einen Helden
feiern.  Denn Brian Thompson war genau derjenige,  der auf Kosten ihrer
Gesundheit  Berge  von  Geld  für  sich  und  die  Aktionär:innen  von
UnitedHealthcare  angehäuft  hat.

Doch UnitedHealthcare hat bereits einen neuen CEO bestimmt, der genau so
weiter machen wird. Das System der Ausbeutung, das System in dem man
sich zwischen Essen und benötigten Medikamenten entscheiden muss, bleibt
unberührt. 

Alle  Bonzen  ersh00ten?  Warum
individuelle  Gewalt  keine Lösung ist
Historisch betrachtet ist es überhaupt nichts Neues, dass versucht wird, das
System der Ungerechtigkeit dadurch zu überwinden, in einem heroischen
und oft  selbstaufopferungsvollen Akt dessen Repräsentant:innen zu töten.
Bereits  in  den  frühen  Phasen  der  Arbeiter:innenbewegung gab  es  einen
besonders  radikalen  Flügel,  meist  aus  der  anarchistischen  Tradition
stammend,  dessen  Praxis  aus  der  Vorbereitung  und  Durchführung  von
Anschlägen bestand, auf Kapitalisten, Minister und sogar Kaiser und Zaren.
Manche dieser Anschläge glückten, viele scheiterten, doch keiner von ihnen
konnte substantiell etwas verändern. Gleichzeitig nutzten die Regime diese
Attentate  als  Legitimation  für  schärfere  Repressionen  gegen  die
Arbeiter : innenbewegung.  So  führte  Otto  von  Bismarck  die
Sozialistengesetzte  zur  Unterdrückung  der  frühen  SPD  in  Folge  eines
gescheiterten  Attentats  auf  Kaiser  Wilhelm  I.  ein.

Und auch propagandistisch können Regime diese Taktik häufig nutzen, um



die  Massen  von  der  Arbeiter:innenbewegung  zu  entfremden.  Das  beste
Beispiele dafür ist  in Deutschland die Rote Armee Fraktion (RAF).  Diese
führte  in  den  70er,  80er  und  frühen  90er  Jahren  in  drei  Wellen
(Generationen) Anschläge auf Vertreter:innen des deutschen Kapitals sowie
des  US-Imperialismus  aus.  Den  Höhepunkt  dessen  stellte  der  „Deutsche
Herbst“  dar,  dem  auch  der  Altnazi  und  damalige  Arbeitgeberpräsident
(Cheflobbyist des Deutschen Kapitals) zum Opfer fiel.

Zwar fanden die Taten der RAF gerade zu Anfang, in der im Zuge der 68er
Revolte stark nach Links gegangenen Gesellschaft, vor allem in der Jugend
rege Unterstützung. Jedoch stellte sich ihre Perspektive, durch „Propaganda
der Tat“ die Massen zu einem Aufstand gegen das ganze System zu bewegen,
als Trugschluss heraus. Stattdessen gelang es der Springerjournaille und der
rechtsreformistischen SPD-Regierung unter Helmut Schmidt, die Massen der
deutschen Arbeiter:innen davon zu überzeugen, bei der RAF handele es sich
um gefährliche Kriminelle.

Gleichzeitig wurde im Zuge dessen auch die Überwachung massiv ausgebaut
und die Polizei extrem hochgerüstet und mit neuen Befugnissen ausgestattet,
die sie auch heute noch gerne nutzt.

Der Terror der Stadtguerilla RAF erwies sich als strategische Sackgasse, und
musste es tun, da der militante Kampf voraussetzt, dass die Massen bereits
mit dem System gebrochen haben. Das jedoch widerspricht den Grundsätzen
marxistischer Theorie,  die klar macht,  dass das herrschende Bewusstsein
immer  das  Bewusstsein  der  Herrschenden sein  muss,  und sich  das  erst
ändern kann, wenn die Herrschaft selber davor steht, gebrochen zu werden,
nicht aber wenn ein paar Leute einige Vertreter:innen der Herrschenden
erschießen. Gleichzeitig darf sich die Arbeiter:innenklasse nicht auf derartige
Held:innenkulte einlassen, da sie nicht darauf hoffen darf, irgendwann von
einzelnen Erlöser:innen befreit zu werden, sondern die Macht in ihren eignen
Händen als Klasse liegt. Der Kapitalismus besteht letztendlich nicht aus einer
Reihe von CEOs, sondern ist ein System, das sich auf die Klassenverhältnisse
stützt und nur durch deren Aufhebung zu Fall gebracht werden kann.

Ähnliches gilt auch für „Individuellen Terror Light“, den Teile der autonomen



Linken regelmäßig anwenden. Wenn mal wieder ein Transporter von Vonovia
brennt oder bei einem Luxushotel die Scheibe eingeworfen wird, bringt das
den Kampf für die Aufhebung des Systems, das Wohnraum zu einer Ware
macht, keinen Schritt weiter.

Was braucht es stattdessen?
Anstatt  man,  im Sinne der  „Propaganda der  Tat“,  selber  so  radikal  wie
irgendwie möglich auftritt, Autos anzündet oder gar CEOs erschießt, sollte
man  sich  darauf  konzentrieren,  eine  Macht  aufzubauen,  die  real  das
Scheißsystem stürzen kann, eine Macht der Arbeiter:innen und aller von
diesem  Unterdrückten.  Und  das  geht  nur  wenn  man  am  vorhandenen
Bewusstsein  der  Massen  anknüpft,  und  dabei  aufzeigt,  warum  deren
notwendige Bedürfnisse nur erfüllt werden können, wenn dabei das System
fällt und durch ein neues gerechteres System ersetzt wird.

So  gilt  es  den  US-Arbeiter:innen  und  Armen  aufzuzeigen,  dass  das
Gesundheitssystem der Profitlogik entrissen werden, unter Kontrolle der dort
Beschäftigten enteignet werden muss, damit es nur noch dem Zweck dienen
kann, Menschen wieder gesund zu machen. Eine Forderung, die viele, die
unter der Auspressung von UnitedHealthcare zu leiden haben, sowie auch
diejenigen, die einen miesen Lohn für harte Arbeit im Krankenhaus erhalten,
sehr gut nachvollziehen werden können. Hieraus kann und muss dann die
Logik gezogen werden, dass diese Forderung letztendlich nur dann erfüllbar
ist, wenn das ganze System der Ausbeutung unserer Arbeitskraft durch CEOs
und Aktionär:innen beendet wird, wenn wir über unsere Betriebe bestimmen
und der Zweck der Wirtschaft nicht möglichst viel Profit für Wenige, sondern
ein  möglichst  gutes  Leben für  Alle  ist.  Auf  Basis  solcher  und  ähnlicher
Forderungen, in Kombination mit einer detaillierten Analyse der aktuellen
Lage des Kapitalismus und des aus ihm hervorgehenden imperialistischen
Weltsystems, können wir ein revolutionäres Programm erstellen. Und auf
dessen  Basis  wiederum  eine  Organisation,  die  in  der  Lage  ist,  das
Scheißsystem tatsächlich zu bezwingen. In diesem Sinne: Töten wir nicht
einen CEO – Zerschlagen wir den Kapitalismus!



Freiheit für Luigi Mangione!
Auch wenn wir den individuellen Terror aus strategischen Gründen ablehnen,
da wir in ihm keine Perspektive für die Befreiung von Elend und Ausbeutung
sehen, sind wir doch solidarisch mit denjenigen, die für diese verkürzte Art
des Kampfes gegen Unrecht vom bürgerlichen Staat verfolgt werden. Wir
fordern die sofortige Freilassung von Luigi Mangione, denn auch wenn die
Tat  politisch  falsch  ist,  so  hat  sie  doch  dazu  geführt,  dass  das
menschenunwürdige Gesundheitssystem der USA in die Kritik gekommen ist
und  sich  ein  Kampf  darum  entwickeln  kann!  Das  ist  jedoch  kein
Automatismus, denn eine individuelle Tat führt noch nicht zur Organisierung
der Arbeiter:innenklasse, die es eigentlich braucht!

US  Wahlen  2024:  Trump  ist
wieder da – Was nun?
Von Jona Everdeen, November 2024

Was vor allem in Deutschland viele nicht mehr für möglich gehalten haben ist
passiert: Donald Trump ist wiedergewählt worden und wird am 20. Januar als
47. Präsident der USA vereidigt werden. Doch wie konnte das passieren?
Und was bedeutet das konkret für die USA, Deutschland und Europa?

Wie Trump die Wahl gewinnen konnte
Die Wahl war weit weniger knapp als es vorhergesagt. Nicht nur konnte
Donald Trump alle wahlentscheidenden Swing States gewinnen (die Staaten
in denen nicht bereits vorher klar ist, wer gewinnt), auch gelang ihm als
erstem republikanischen Kandidaten seit langer Zeit, den Popular Vote zu
gewinnen.  Also  nicht  nur  mehr  Stimmen von Wahlmännern im Electoral
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College, sondern auch generell mehr Stimmen zu haben. Kamala Harris, die
viele bereits als Siegerin gesehen hatten, schnitt deutlich schwächer ab als
erwartet.

Während  zuvor  viel  analysiert  worden  war,  welche  Faktoren  die  Wahl
entscheiden würden, war es am Ende deutlich banaler. So gewann Donald
Trump kaum mehr Stimmen im Vergleich zu seiner Niederlage gegen Joe
Biden 4 Jahre zuvor, nur verloren die Demokraten mehr als 10 Millionen
Stimmen. Und zwar in aller Regel nicht an die Drittkandidatin Jill Stein, der
so mancher Demokrat die Schuld für die Niederlage gab, sondern weil diese
einfach  zu  Hause  blieben.  Während  nämlich  2020  eine  große  Euphorie
herrschte, Donald Trump endlich wieder abzuwählen, blieb das dieses Jahr
aus.  4  Jahre  demokratische  Realpolitik  hatte  bei  vielen  den  Eindruck
hinterlassen, dass Trump auch nicht viel schlimmer sein könne. Denn auch
wenn die Wirtschaft in den USA, im Gegensatz zu Deutschland, weiterhin
wächst und erstaunlich gut durch die Krise gekommen ist, sieht es für die
meisten Menschen anders aus. So hat die massive Inflation die Reallöhne und
somit  auch  den  Lebensstandard  weiter  sinken  lassen.  Die  Demokraten
konnten  darauf  nach  4  Jahren  Regierung  im  Wahlkampf  keine
zufriedenstellende Antwort geben und versuchten es auch nicht wirklich.
Donald Trump hingegen konnte, neben Ausfällen a la „They are eating the
dogs!“  im  Wahlkampf  damit  punkten,  dass  er  versprach  mit  seiner
protektionistischen „America First“-Politik die wirtschaftliche Lage wieder
spürbar zu verbessern. Auch wenn in der Realität das Gegenteil der Fall ist,
Trumps Politik der hohen Zölle die Preise noch weiter steigen lassen wird
und seine Steuerpolitik ausschließlich den Reichen nützen wird, schien das
vielversprechender als noch einmal auf die Demokraten zu setzen, die beim
letzten Mal hoffnungslos enttäuscht hatten.

Ein  anderer  Punkt,  der  die  Demokraten  massiv  bei  ihrer  eigenen
Wähler:innenbasis  diskreditiert  hat,  war  die  quasi  bedingungslose
Unterstützung für Israels genozidalen Krieg in Gaza und inzwischen auch
dem Libanon. Während es immer mal wieder halbgare Aufrufe zu einem
Waffenstillstand gab, von Präsident Biden wie auch seiner Vizepräsidentin
und demokratischen Präsidentschaftskandidatin Kamala Harris, blieben diese



folgenlos. Ernsthafter Druck, zum Beispiel in Form eines Waffenembargos,
das die israelische Genozidregierung zu einem Rückzug gezwungen hätte,
blieb aus. Zwar wird Trump keine irgendwie bessere Nahostpolitik haben, im
Gegenteil, aber trotzdem erschien vielen das vermeintlich „geringere Übel“
Demokraten im Angesicht der aktiven Beihilfe zum Genozid als zu großes
Übel. Man entschied sich stattdessen Jill  Stein oder gar nicht zu wählen.
Macklemores „Fuck no, I’m not voting for you in the fall“, haben viele so
wörtlich genommen, wie es auch gemeint war. Und das völlig zurecht!

Wofür  steht  Trump heute  –  Wie  wird  seine
Politik aussehen?
Wir selber hätten zu dem aufgerufen, was offensichtlich viele Wähler:innen
in den USA getan haben: Weder Harris noch Trump. Das liegt daran, dass wir
die Idee davon das „geringere Übel“ zu wählen entschieden ablehnen. Und
doch muss klar sein, dass mit Trump die Politik in den USA noch deutlich
beschissener  wird  als  bisher.  Auch  wenn  die  große  Apokalypse  wieder
ausbleibt, so wie sie auch nach Trumps erstem Wahlsieg 2016 ausgeblieben
ist, ist Donald Trump doch ein Präsident der Reaktion. Er steht für einen
Angriff auf die Arbeiter:innen sowie auf die Rechte unterdrückter Gruppen,
für Sexismus, für Rassismus, für Queerfeindlichkeit. Und das wird auch seine
Politik zeigen. Allerdings nicht in dem extremen Maße wie es viele fürchten,
und nicht viel anders als die Politik der Demokraten. Während Joe Biden als
Präsident nicht in der Lage, oder nicht gewillt war, zu verhindern dass das
Recht  auf  Abtreibung den Frauen in  rund der  Hälfte  der  Bundesstaaten
(republikanisch regiert) verweigert wurde, wird Donald Trump nicht in der
Lage,  oder  nicht  gewillt  sein,  es  den  Frauen  in  der  anderen  Hälfte
(demokratisch regiert) ebenfalls zu verweigern. Er wird sich aber ebenfalls
nicht dafür einsetzen, reproduktive Rechte wieder zu erweitern. Während
Donald  Trump  2016  mit  dem  (nie  umgesetzten)  Wahlkampfversprechen
warb, eine Mauer zu Mexiko bauen zu wollen, hat in diesem Wahlkampf, in
einer Zeit wo Mauern bauen in jedem westlichen Land zur Staatsräson zählt,
Harris versucht Trump in dieser Frage rechts zu überholen und sich als
energischere Verteidigerin der Grenze gegen Migrant:innen darzustellen. 



Und  doch  wird  Trumps  Politik  insbesondere  die  Lage  seiner  eigenen
Wähler:innen  dramatisch  verschlechtern.  Er  will  Obamacare  endgültig
abschaffen, und somit Millionen Armen komplett jede Krankenversicherung
entziehen. Auch werden seine massiv steigenden Zölle, generell mindestens
20%  auf  alle  ausländischen  Produkte,  60%  auf  alle  chinesischen,
insbesondere  die  Geldbörsen  der  Arbeiter:innen  und  Armen noch  weiter
belasten. Auch steht Trump für eine weitere Aufrüstung der Polizei und für
eine gewerkschaftsfeindliche Politik. Zwar hat er nicht aktiv angekündigt, in
Zukunft  brutaler  gegen  Streiks  vorzugehen,  zu  befürchten  ist  das  aber
sicherlich. Ganz generell wird Trumps Innenpolitik von einem starken Hang
zum Autoritarismus geprägt sein. So plant er, mithilfe eines loyalen Think
Tanks,  das „Project 2025“. Damit will er zentrale staatliche Organe gezielt
unter  seinen  Einfluss  stellen,  um  somit  auch  für  den  Fall  einer
demokratischen Wahl in 4 Jahren weiterhin Einfluss in rechtskonservativer
Hand zu behalten. Ähnlich wie es ihm in seiner ersten Amtszeit bereits mit
dem Supreme Court gelungen ist.

Auch wenn Trump sicher nicht den US-Faschismus bringen wird, wird er
doch  eine  deutlich  autoritärere  Innenpolitik  führen,  die  verstärkt
bonapartistische  Züge,  unter  ihm  als  „großem  Anführer“  aufweisen  wird.

Noch  deutlich  zentraler  als  auf  die  Innenpolitik,  dürfte  sich  Trumps
Präsidentschaft  auf  die  Außenpolitik  der  USA auswirken.  Und damit  die
Machtdynamik auf weltpolitischer Ebene verändern. So steht sein „America
First“ nicht nur für die bereits erwähnte protektionistische Politik, also das
Erheben hoher Zölle um das eigene Kapital auf dem US-Binnenmarkt vor
ausländischer, v.a. chinesischer, Konkurrenz zu schützen. Auch macht Trump
klar, dass er die EU, und somit v.a. Deutschland und Frankreich, keineswegs
als  Freund:innen betrachtet,  sondern  als  Konkurrent:innen mit  denen er
höchstens bereit ist, taktisch zusammen zu arbeiten. Trump hat noch nie
allzu viel von der Idee des „Wertewestens“ gehalten, die in Wahrheit nur zur
Verschleierung  der  imperialistischen  Interessen  dieses  westlichen  Blocks
dient. Entsprechend erwartet er, dass europäische Staaten ihre Aufrüstung
noch weiter voran treiben, um selber eine aktivere Rolle in der Finanzierung
der  NATO zu  spielen  und  so  die  USA zu  entlasten.  Zusammen mit  der



Trumpschen Zollpolitik, die besonders die deutsche Exportwirtschaft hart zu
treffen droht, wird das die EU in eine schwierige Lage bringen und ihre Krise
weiter verschärfen. Sie wird jetzt die Wahl haben, sich vermutlich weiter
national zersplittert,  darauf einzulassen, dass die USA ihre Dominanz für
eigene Wirtschaftsinteressen ausnutzt,  oder aber selber geschlossener als
eigenständiger,  mit  den  USA  nur  lose  verbundener,  Block  aufzutreten.
Gerade Trumps Russlandpolitik könnte dabei alte Perspektiven neu eröffnen.
So plant Trump gegenüber Russland eine Art Appeasement Politik. Er will
Putin de facto dessen Kriegsziele gewähren:  Annektion des Donbass und
Teile der Südukraine sowie eine verpflichtete Neutralität der Ukraine bis
2040 (kein NATO Beitritt). Im Gegenzug vermutlich dafür, dass Putin die
Füße  still  hält  bei  dem  Konflikt,  den  Trump  als  eigentlich  zentralen
betrachtet, und der auch für den US-Imperialismus zentral ist: Den Kampf
um die Dominanz der Weltwirtschaft gegen China. Für diesen will Trump die
Ressourcen frei machen, die nun in die Ukraine gehen, und will dafür sorgen
dass an der osteuropäischen Front zukünftig die Europäer:innen die Stellung
halten. Ob sie das tun, oder ob in Zukunft eine engere Zusammenarbeit der
EU mit Russland das Resultat ist, bleibt abzuwarten.

Während die einen oder anderen Trump aufgrund seines Ukraineplans, der
das  Selbstbestimmungsrecht  der  Ukrainer:innen  komplett  ignoriert,  als
„Friedensbringer“ sehen werden, wird seine Präsidentschaft in Wahrheit die
Gefahr  für  einen  neuen  großen  Krieg,  durch  einen  militärischen
Zusammenstoß zwischen den USA und China, drastisch verschärfen. Und
auch im Nahen Osten wird Trump das Gegenteil von Frieden bringen. Die
israelische Rechtsregierung war eine der ersten, die den Wahlsieg Trumps
ausgelassen feierte. So machte dieser zuvor klar, dass er Israel freie Hand
gewähren würde, in Palästina und im Libanon Kriegsverbrechen zu begehen,
und dass Israel auch seine Rückendeckung für etwaige Aktionen gegen den
Iran habe.  

Trump und Co. stoppen! Aber wie? 
Trump  ist  an  die  Macht  gekommen  mit  einem  Programm  des
Rechtspopulismus,  dass  letztendlich  dazu  dient,  die  Position  des  US-



amerikanischen Großkapitals nach Innen gegen die Arbeiter:innen und nach
Außen gegen konkurrierende Staaten zu verbessern. Ähnliche populistische
Kräfte finden sich in nahezu jedem westlich-imperialistischen Staat. So in
Deutschland in Form der rechtspopulistischen AfD, aber auch immer mehr
der  rechtskonservativen  CDU,  die  sich  unter  Merz  immer  wieder
populistischer Rhetorik bedient.  Auch gratulierte die Junge Union Trump
sehr überschwänglich, nicht bloß pflichtbewusst wie Scholz oder Baerbock,
zum Wahlsieg. Kurz zuvor hatten sie noch für ein Foto posiert auf dem sie, in
US-Wahlkampfmanier, Schilder mit der Aufschrift „Merz 2025“ hochgehalten
hatten.

Das Merz 2025 auf Trump 2024 folgt, ist dabei keinesfalls unwahrscheinlich,
wobei noch unklar bleibt mit welchem Koalitionspartner. Doch an wen auch
immer Merz Zugeständnisse machen muss, ob an die Grünen oder die SPD,
oder ob wir im worst case doch den deutschen Trump, in Form einer Merz-
Weidel-Regierung bekommen, es bleibt klar, dass eine Regierung unter Merz
eine der sozialen Angriffe sein wird. Eine des Rassismus gegen Geflüchtete
und womöglich des Angriffs auf Rechte von Frauen und Queers. Sowie auch
eine  Regierung  der  nüchtern  kalkulierten  Vertretung  des  Deutschen
Imperialismus  und  seiner  Interessen,  im  Ernstfall  auch  militärisch.

Um Merz zu stoppen, dürfen wir jedoch nicht den gleichen Fehler machen,
wie die progressiven Arbeiter:innen und Jugendlichen in den USA und uns
einer  bürgerlichen  „Demokraten“-Koalition,  etwa  aus  SPD  und  Grünen,
unterordnen.  Stattdessen  müssen  wir  die  Linkspartei,  die  SPD  und  die
Gewerkschaften auffordern, eine Einheitsfront der Arbeiter:innen zu bilden,
und gemeinsam den Kampf gegen die Angriffe der Bourgeoisie, gegen das
Abwälzen der Krisenkosten auf unseren Rücken, zu kämpfen. Denn nur wenn
es  eine  glaubhafte  Alternative  von  Links  gibt,  können  sich  mit  dem
Populismus  liebäugelnde  Konservative  wie  Merz  sowie  lupenreine
Rechtspopulist:innen  wie  Trump oder  Weidel,  nicht  mehr  als  Alternative
verkaufen. Erst dann werden sie als die radikale Interessenvertretung des
tatsächlichen Problems, des Kapitalismus, entlarvt, die sie tatsächlich sind.
In den USA wird es dazu nötig sein, progressive Kräfte endgültig von den
Demokraten zu brechen, und eine neue unabhängige Arbeiter:innenpartei



aufzubauen. In Deutschland haben wir diese zwar schon, und gleich zwei
davon(!), allerdings ist die eine (SPD) hoffnungslos rechtsreformistisch und
gibt sich kaum noch Mühe ihre bloße Mitverwaltung des Elends anders zu
kaschieren als mit: „Ohne uns wäre es noch schlimmer“, während die andere
(Die  Linke)  in  einer  existentiellen  Krise  steckt.  Auf  diese  beiden  Kräfte
müssen wir massiven Druck ausüben, die Rolle die sie eigentlich ausüben
sollten,  als  kämpferische Führung des Klassenkampfes,  einzunehmen und
echte Mobilisierungen gegen Merz, Höcke und das ganze Elend zu initiieren.
Denn eines muss uns klar sein, und das hat die USA eindeutig gezeigt: Nicht
die Demokrat:innen können den Rechtspopulismus bezwingen, sondern nur
die Arbeiter:innen! 

Taiwan als Spielball der Mächte
Von Urs Hecker, Januar 2024

Die globale  Entwicklung der  letzten Jahre ist  geprägt  durch eine immer
stärkere Konfrontation Chinas mit den USA und dem restlichen westlichen
Block.  Auf  einer  bereits  aufgeteilten  Welt  will  die  neue  und  wachsende
imperialistische Macht China ihr eigenes Stück vom Kuchen der globalen
Ausbeutung,  während  die  bisher  dominierende  Supermacht  USA  ihre
Stellung und Beute sichern will.  Vorangetrieben wird diese Konfrontation
durch die  sich  immer  weiter  verschärfende globale  kapitalistische  Krise,
welche die  imperialistischen Staaten dazu zwingt,  neue Absatzmärkte  zu
erobern. Taiwan liegt genau an der Frontlinie dieser Konfrontation und ist
eine  der  am  heißesten  umkämpften  Stellungen.  Jetzt  hat  Taiwan  den
Präsidenten  gewählt:  Der  „chinakritische“  Kandidat  der  liberalen  DPP
(Demokratische Fortschrittspartei) Lai Ching-te hat gewonnen. Doch es stellt
sich  die  Frage,  ob  Taiwan  sich  in  diesem Weltsystem überhaupt  seinen
eigenen Weg aussuchen kann.

https://onesolutionrevolution.de/taiwan-als-spielball-der-maechte/


Kurzer Abriss der Geschichte Taiwans
Die frühesten Besiedelungen Taiwans durch den Homo sapiens lassen sich
bis auf ungefähr 20.000 vor unserer Zeit zurückdatieren, als während der
Kaltzeit eine Landbrücke die Insel mit dem heutigen China verband. Auch
wenn  es  in  der  frühen  chinesischen  Geschichte  immer  wieder
Migrationswellen vom Festland nach Taiwan gab, so setzte erst in der ersten
Hälfe des 1. Jahrtausends eine erste Sinisierung unter der Han-Dynastie ein.
Danach brachen jedoch die Verbindungen zum Festland weitgehend ab und
blieben bis zum 15. Jahrhundert peripher.

Mit  dem Beginn des Zeitalters des Kolonialismus breiteten sich ab 1517
europäische Handelsmächte in Taiwan aus, vor allem die Niederlande und
später Spanien. Ab diesem Zeitraum rückte Taiwan auch stärker ins Blickfeld
Chinas oder  genauer:  konkurrierender Dynastien in  China.  Aufgrund des
Vordringens der Mandschu versuchten loyale Unterstützer:innen der Ming-
Dynastie,  in  Taiwan  eine  neue  Basis  für  die  Rückeroberung  Chinas
auszubauen. 1661 erobert eine 35.000 Mann starke Armee unter dem Ming-
Loyalisten Zheng Chenggong Taiwan und 1662 auch die niederländischen
Besitzungen.

Doch diese Herrschaft endete rasch, als die Insel 1682 von der chinesischen
Qing-Dynastie  erobert  wurde  und  Taiwan  erstmals  zu  einem  Teil  des
chinesischen Kaiserreichs geriet, das bis 1912 bestand. Zum Zeitpunkt der
Eroberung basierte der Staat auf einer vorkapitalistischen Produktionsweise,
die Marx als asiatische charakterisierte, die man also nicht mit bürgerlichen
Nationalstaaten samt nationaler/m Identität und Anspruch vergleichen kann.
1895 verlor die Qing-Dynastie die Insel an Japan. Taiwan blieb bis zum Ende
des Zweiten Weltkriegs japanische Kolonie.

Nach dem Zweiten Weltkrieg brach erneut ein Bürgerkrieg in Festlandchina
zwischen der nationalistischen Kuomintang (KMT) und der Kommunistischen
Partei  Chinas  (KPCh)  aus.  Als  sich  der  Sieg  der  stalinistischen  KPCh
abzeichnete, floh die KMT zusammen mit Teilen der festlandchinesischen
Bourgeoisie  und  Verwaltung  nach  Taiwan.  Sie  errichtete  dort  eine
bonapartistische Diktatur mit Unterstützung der USA. Sie gab sich weiter als



legitime Regierung ganz Chinas aus, obwohl sie keinen Teil des Festlandes
mehr kontrollierte. Die KMT vertrat das Interesse der vom Festland geflohen
Bourgeoisie  und  gab  als  Parole  seine  Rückeroberung  aus.  Sie  selbst
verdankte ihr Überleben aber nur dem US-Imperialismus, der sie vor einer
Invasion  der  Volksrepublik  schützte.  In  den  1970er  und  1980er  Jahren
erlebte  Taiwan ein  starkes  Wirtschaftswachstum und es  entwickelte  sich
taiwanesisches Kapital,  was sich auf  die Tradition und Nachkommen der
Menschen bezieht, die schon vor 1945 dort lebten. Diese gründeten nun ihre
eigene Partei, die DPP, und forderten politische Unabhängigkeit, vor allem
von der Volksrepublik.  Dies gelang und Ende der 1980er Jahre wandelte
Taiwan sich langsam in eine bürgerliche Demokratie. Die KMT regierte trotz
Endes  der  Diktatur  jedoch  erstmal  weiter  und  begann,  sich  nach  der
kapitalistischen Restauration auf dem Festland diesem anzunähern. Zentral
ist dafür die 1992 mit der Volksrepublik getroffene Vereinbarung zum „Ein-
China-Prinzip“, gemäß dem beide Länder anerkennen, dass es nur ein China
gibt, sodass nur sehr wenige Länder eigenständige Diplomatie mit Taiwan
führen. Die DPP gewann erstmals 2013 die Wahlen zur Präsidentschaft und
zum Parlament und stellt seitdem die Regierung. Sie lehnt das „Ein-China-
Prinzip“ ab und steht für die Unabhängigkeit Taiwans.

Wirtschaftsaufschwung gebremst
Taiwans Wirtschaftsaufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg basierte auf
riesigen US-Investitionen ähnlich wie im Fall der Republik (Süd-)Korea. Das
Militärregime sorgte für billige Arbeitskräfte. Das Kriegsrecht endete erst
1987 und 1996 fanden die ersten Wahlen statt.

Doch Taiwans Volkswirtschaft steht vor massiven Problemen. Außerhalb des
Halbleitertechnologiesektors  stagniert  seine  Position  in  der  globalen
Wertschöpfungskette. Branchen mit niedriger Kapitalproduktivität wie Textil,
Chemie und Rohmetalle tragen zur Hälfte seiner Industrieproduktion bei.
Seine Stellung innerhalb der internationalen Wertschöpfungsstufenleiter ist
zudem arg gefährdet.  Die Ironie der zunehmenden innerimperialistischen
Konkurrenz  verlangt  immer  gebieterischer,  dass  Taiwans  Schlüsselsektor
sich zunehmend in die USA (Arizona), nach Japan und Deutschland verlagert



(Chip  Act).  Gleichzeitig  nimmt  der  so  bedeutende  Handel  mit  der
Volksrepublik  dieser  Logik  zufolge  ab.  Außerhalb  des  Hightechsektors
verliert der Produktivitätszuwachs ständig an Fahrt. Der taiwanische „Tiger“,
ab den späten 1970er Jahren als sicherer Beitrittskandidat in den erlesenen
Club  imperialistischer  Mächte  gehandelt,  scheint  das  Schicksal  anderer
Tigerstaaten  zusehends  zu  teilen,  sein  Ende  nicht  im  imperialistischen
Kuschelbett zu finden, sondern davor – als Bettvorleger.

Die Wahl und die Kandidat:innen
Am 13. Januar 2024 fanden die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen in
Taiwan statt.

Gewonnen hat Lai Ching-te von der regierenden DDP. Er hatte verschiedene
Ministerposten  innerhalb  der  alten  Regierung  inne  und  steht  für  eine
Fortsetzung  der  bisherigen,  konfrontativen  und  pro-US-amerikanischen
Politik gegenüber der Volksrepublik der letzten Jahre. Er hatte sich selbst
einst als „pragmatischen Arbeiter für Taiwans Unabhängigkeit“ beschrieben.
Er  ist  aber  infolge  des  Wahlkampfs  aufgrund  der  Angst  vor  einer  noch
größeren  Eskalation  innerhalb  der  Bevölkerung  zurückgerudert.  Heute
spricht er davon, den Status quo zu erhalten, die Anbindung an den Westen
zu stärken und die Verteidigungsausgaben zu erhöhen. Wie schon erwähnt
ist die Wahlbasis der DPP der Teil der Bevölkerung, dessen Wurzeln auf die
Besiedlung während der Qing-Dynastie zurückgehen. Diese Gruppe sieht sich
vor allem als Taiwanes:innen und höchstens sekundär auch als Chines:innen.
Die  DPP  vertritt  vor  allem  die  Interessen  der  „kleineren“  sich  als
taiwanesisch  verstehenden  Bourgeoisie  und  des  taiwanesischen
Kleinbürger:innentums. Sie ist eine enge Verbündete des US–Imperialismus
und wird auch entsprechend stark von westlichen Medien im Wahlkampf
unterstützt. Sie versucht, für ein formal unabhängiges, stark an den Westen
angebundenes, liberal-demokratisches Taiwan zu kämpfen.

Auch gute Chancen hatte der Präsidentschaftskandidat der Kuomintang, Hou
Yu-ih.  Der  ehemalige  Polizeipräsident  von  Taipeh  ist  der  klassische
Repräsentant  der  Bürokratie  und  des  Großbürger:innentums.  Die
Kuomintang steht seit der kapitalistischen Restauration in der Volksrepublik



dieser  deutlich  wohlwollender  gegenüber  als  zuvor.  So  haben  die
verschiedenen Kuomintang-Regierungen vor 2013 einen Entspannungs- und
Annäherungskurs gegenüber der Volksrepublik gefahren und vor allem die
wirtschaftlichen Verflechtungen stark ausgebaut. Auch heute wirft sie der
DPP vor, das Land in den Krieg zu stürzen, und strebt den Dialog mit der
Volksrepublik an. Die Wahlbasis der KMT bleiben vor allem die Nachkommen
der nach dem Bürgerkrieg eingewanderten Festlandchines:innen, aber auch
Teile der indigenen Taiwanes:innen. Die KMT vertritt in Taiwan vor allem das
Interesse  des  Großkapitals,  das  aufgrund  seiner  engen  wirtschaftlichen
Verbindung  zum  Festland  Entspannung  gegenüber  der  Volksrepublik
anstrebt.  Und  was  auch  von  einer  potenziellen  „Wiedervereinigung“
profitieren könnte, da sie dann Teil eines imperialistischen Staates wären
und die Privatkapitalist:innen ein wichtigerer Bestandteil der herrschenden
Klasse werden könnten. Trotz des rhetorischen Fokus auf Entspannung steht
auch die KMT für eine Erhöhung der Rüstungsausgaben. Sie wird sie vor
allem von chinesischen Medien unterstützt.

Eher  kleinere  Chancen  hatte  der  Überraschungskandidat  Ko  Wen-je  der
Taiwanischen Volkspartei. Ko ist ein ehemaliger Chirurg und probiert, sich
als „Mittelweg“ zwischen KMT und DPP zu präsentieren. Er lehnt die harte
Politik der DPP gegenüber der Volksrepublik ab, wirft aber auch der KMT
vor, dieser zu freundlich gegenüberzustehen. Ko zieht dabei vor allem junge
Wähler:innen  an  und  Menschen,  die  sich  vom bisherigen  Zwei-Parteien-
System nicht  vertreten  fühlen.  Er  vertritt  eine  populistische  „volksnahe“
Politik. Hatte er anfangs noch gute Chancen, ist er gegen Ende eher in den
Hintergrund gerückt.  Zwischenzeitlich  stand  eine  Koalition  zwischen  der
KMT  und  seiner  Volkspartei  im  Raum,  welche  aber  letztendlich  an
Streitigkeiten  über  Posten  und  Ämter  scheiterte.  Ko  ist  aber  auch
interessant, da er, auch durch seine politische Unerfahrenheit, dazu neigt,
die Dinge klarer zu benennen. In einem Interview mit Bloomberg sagte er zur
Frage über die Ausrichtung gegenüber China: „Zurzeit ist der Status quo die
einzige Wahl,  die  wir  haben,  weil  die  USA Taiwan sich nicht  mit  China
vereinigen lassen (würden) und China nicht zulassen würde, dass Taiwan
unabhängig wird.“



Selbstbestimmung und globale Ordnung
Diese erfrischende Ehrlichkeit eines bürgerlichen Politikers trifft den Nagel
auf den Kopf. Eine, wenn nicht die zentrale Frage für die meisten Menschen
auf  Taiwan,  die  nach  dem  nationalen  Selbstbestimmungsrecht,  stößt
innerhalb  des  imperial ist ischen  Weltsystems  direkt  auf  die
Großmachtinteressen  Chinas  und  der  USA.  Denn  Taiwan  ist  eine
Halbkolonie. Das bedeutet, dass seine Stellung in der Weltordnung durch das
Finanzkapital und die geostrategischen Interessen anderer bestimmt wird,
sowohl auf ökonomischer Ebene als auch auf politischer. Taiwan ist vor allem
von den USA abhängig.

Diese Abhängigkeit ist historisch entstanden, da Taiwan ohne militärische
und wirtschaftliche Unterstützung der USA längst erobert worden wäre, und
wurde  zu  der  Zeit,  als  die  Volksrepublik  noch  ein  degenerierter
Arbeiter:innenstaat  war,  als  kapitalistischer  Gegenentwurf  zu  dieser
aufgebaut. Nach der kapitalistischen Restauration blieb diese Abhängigkeit
bestehen. Das Interesse der USA an Taiwan ist ein wirtschaftliches so wie ein
militärisch-geostrategisches.  Neben  dem  erweiterten  Ressourcen-  und
Absatzmarkt, den Taiwan dem US-Kapital bietet, wird dort ein Großteil der
weltweiten  Halbleiterchips  produziert.  Diese  sind  zentral  für  digitale
Produkte aller Art.  Aus militärstrategischer Sicht ist  Taiwan für die USA
wichtig,  da  es  zusammen mit  Japan und den Philippinen eine  Inselkette
bildet, die es ermöglicht, der chinesischen Flotte den Zugang zum Pazifik zu
verwehren.

Aus  diesen  Gründen  will  auch  China  Taiwan  in  seinen  Einflussbereich
verschieben  und  schlussendlich  annektieren.  Daneben  spielt  es  für  die
chinesische Regierung eine besonders wichtige ideologische Rolle:  Durch
eine Annexion könnte sich die „KP“ Chinas als Vollenderin der „chinesischen
Einheit“ darstellen und die Hoffnung der breiten Massen auf eine bürgerliche
Demokratie ersticken.

Für die imperialistischen Mächte ist Taiwan in diesem Konflikt bloße Beute,
ein Staat, der im Zentrum des Kampfes um die Neuaufteilung der Welt steht!
Weder durch eine fortgeführte Politik der Unterordnung unter die USA noch



durch eine Annäherung an die Volksrepublik kann sich die taiwanesische
Bourgeoisie  aus  dieser  Lage  herausmanövrieren.  Taiwan  wird  in  einen
Konflikt gezwungen, dessen mögliche Konsequenzen – einen Krieg zwischen
den USA und China – die große Mehrheit der Menschen auf der Insel zu
Recht fürchtet. Zugleich will sie aber auch berechtigterweise ihr Recht auf
Selbstbestimmung nicht opfern.

Teilweise  können  wir  in  den  bürgerlichen  Medien  lesen,  dass  Taiwans
wichtige Stellung in der Halbleiterproduktion einen Krieg verhindern würde.
Es wird argumentiert, dass dadurch die Weltwirtschaft (einschließlich der
USA  und  Chinas)  enormen  Schaden  nehmen  würde  und  dies  nicht  im
Interesse der „Supermächte“ wäre. Zweifellos spielt dies eine Rolle dabei,
dass  der  aktuelle  Konflikt  noch  nicht  über  Drohungen,  diplomatische
militärische Manöver hinausgegangen ist. Aber der Verweis auf bestehende
wirtschaftliche  Vorteile  des  Friedens  verkennt,  dass  die  Zuspitzung  der
innerimperialistischen Rivalität – siehe nur die ökonomischen Verflechtungen
zwischen den Großmächten vor dem 1. oder 2. Weltkrieg – früher oder später
trotz  deren  Verbindungen  in  einen  heißen  Krieg  umschlagen  kann,  ja
irgendwann  wird,  sollte  die  Arbeiter:innenklasse  nicht  vorher  „ihre“
herrschenden  Klassen  stürzen.

Es  ist  daher  auch  kein  Zufall,  dass  sich  die  Staaten  gegenüber  einem
„Ausfall“ Taiwans abzusichern beginnen. So baut baut China zurzeit selbst
seine eigene Halbleiterproduktion auf und wird im Laufe der Zeit unabhängig
von  der  auf  Taiwan  werden.  Zum anderen  steigert  gerade  die  wichtige
wirtschaftliche Rolle Taiwans die Konkurrenz der imperialistischen Länder
um die Insel.

Auf dem Boden der kapitalistischen Produktionsweise kann Taiwan wie jede
andere Halbkolonie natürlich niemals wirklich unabhängig werden, da die
wirtschaftlichen  Abhängigkeiten  weiter  bestehen  und  die  kapitalistischen
Länder nichts davon abhalten würde, Taiwan erneut zu unterwerfen. Zum
anderen müssen wir aber festhalten, dass wie Lenin in den Diskussionen um
die  nationale  Frage  in  der  kommunistischen  Bewegung  immer  wieder
betonte, das nationale Selbstbestimmungsrecht keine ökonomische, sondern
eine politische Kategorie ist. Das heißt, es bezieht sich auf die Frage der



politischen Selbstbestimmung (eigenes Territorium, eigene Regierungsform,
…). Dies ist im Kapitalismus verwirklichbar, auch wenn die Realisierung der
nationalen  Selbstbestimmung  die  ökonomischen  Abhängigkeiten  auf  dem
Weltmarkt und die imperialistische Konkurrenz nicht beseitigt. Daher ist der
Kampf um nationale Selbstbestimmung und erst recht die Kontrolle über die
eigenen Ressourcen gerade bei  geostrategisch so wichtigen Ländern,  die
gewissermaßen  an  den  tektonischen  Grenzen  der  Einflusssphären  der
Großmächte  liegen,  so  eng  mit  dem  globalen  Kampf  gegen  jeden
Imperialismus  verbunden.

Wie kann wirkliche Selbstbestimmung für die
Menschen Taiwans aussehen?
Da die verschiedenen Flügel der Bourgeoisie Taiwans ihr und des Landes
Schicksal  mit  dem  konkurrierender  imperialistischer  Mächte  verknüpft
haben,  kann  es  keine  wirkliche  Selbstbestimmung  unter  ihrem  Regime
geben.  Sie  werden  immer  mehr  oder  weniger  offene,  despotische  oder
„demokratische“ Vasallen einer Großmacht sein.

Es braucht also einen Systemwechsel auf Taiwan, aber in letzter Konsequenz
natürlich weltweit. Denn nur wenn die ausländischen Konzerne enteignet und
unter  Arbeiter:innenkontrolle  gestellt  werden,  nur  wenn  Taiwan  die  US-
Basen  schließt,  kann  es  sich  von  der  proimperialistischen  Politik  der
herrschenden Klasse lösen. Eine solche Entwicklung würde freilich auf den
Widerstand beider Großmächte stoßen. In Taiwan würde das eine Revolution
und die Errichtung einer Arbeiter:innenregierung erfordern, die sich auf Räte
und Milizen stützt.

Vor  allem  müsste  ein  solches  sozialistisches  Taiwan  mit  Interventionen
beider  Großmächte  rechnen.  Es  bräuchte  daher  die  Solidarität  der
Arbeiter:innenklasse  weltweit,  vor  allem  aber  der  chinesischen  und  US-
amerikanischen. Revolutionär:innen müssen daher in den USA und China für
die  Anerkennung  des  Selbstbestimmungsrechts  Taiwans  eintreten.  Sie
müssen  in  China  gegen  die  nationalistischen  Mythen  und  die
großchinesischen imperialistischen Eroberungspläne kämpfen. In den USA



müssen sie für den Abzug der US-Truppen aus Taiwan wie von allen anderen
Flotten-  und  Militärstützpunkten  in  Asien  eintreten.  In  Deutschland  und
anderen  mit  den  USA  verbündeten  Ländern  müssen  wir  gegen  deren
imperialistischen  Ziele,  gegen  die  militärische  Aufrüstung,  jede
Truppenstationierung  in  Ostasien  und  jede  Intervention  kämpfen.

Nur  so  kann  eine  Grundlage  gelegt  werden,  um  die  Verteidigung  des
Selbstbestimmungsrechts Taiwans mit dem Kampf gegen das globale System
des Imperialismus zu verbinden. Nur so kann verhindert werden, dass die
imperialistischen Länder Taiwan und die ganze Welt in ihren Krieg zerren.
Um diesen Kampf zu führen, müssen wir eine internationale Bewegung der
Arbeiter:innen und Jugend aufbauen in Taiwan, Deutschland, China, in den
USA  und  überall  sonst  auf  der  Welt.  Wir  müssen  uns  gegen  jede
imperialistische  Aggression  stellen  und  den  Kampf  für  nationale
Selbstbestimmung  mit  dem  gegen  dieses  System  verbinden.  In  Taiwan
bedeutet das, dass wir für das Recht der Taiwanes:innen einstehen, selbst
entscheiden zu können, zu welcher Nation sie gehören. Dieses müssen wir
mit dem Kampf für eine sozialistische Föderation in ganz Ostasien verbinden.

USA:  Anstieg  von  Femiziden
nach  Verschärfung  von
Abtreibungsgesetzen
von  Veronika  Schulz,  Artikel  aus  der  FIGHT  2023,  unserer  Zeitung
gemeinsam mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der
LFI) zum 8. März 2023

Die Angriffe auf hart erkämpfte Errungenschaften, Grund- und Bürgerrechte
im Zuge des Aufstiegs von Rechtspopulist:innen weltweit gehen weiter – und
erste Folgen sind jetzt schon spürbar. Trotz der Abwahl von Donald Trump
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und der neuen Bundesregierung unter Joe Biden erleben wir in den USA
einen enormen Angriff auf Frauenrechte.

Insbesondere  reproduktive  und  Selbstbestimmungsrechte  von  Frauen
werden immer häufiger infrage gestellt. Damit wird Frauen der Zugang zu
Beratung sowie Abtreibung im Falle ungewollter Schwangerschaften bewusst
erschwert  oder  gleich  gänzlich  kriminalisiert,  was  neben  finanziellen
Belastungen  und  gesundheitlichen  Risiken  im  Falle  nun  illegal
durchgeführter Abbrüche weitere Auswirkungen mit sich führt: In den USA
lässt  sich  bereits  ein  deutlicher  Anstieg  von  Femiziden  feststellen,
insbesondere  an  schwangeren  Frauen.

Hintergründe
Der Begriff Femizid (engl. femicide) wird seit Beginn des 19. Jahrhunderts in
Abgrenzung zum englischen Begriff „homicide“ (Mord, Totschlag) benutzt.
Die feministische Soziologin Diana Russell definiert Femizid als einen Mord
an einer weiblichen Person durch einen Mann auf Grund der Tatsache, dass
sie weiblich ist. Diese Definition schließt auch die Tötung von Kindern mit
ein.  Dadurch  wird  die  geschlechtsspezifische  Motivation  der  Morde
verdeutlicht, die Frauen durch Männer erleiden. Der Femizid stellt, noch vor
der Vergewaltigung, die höchste Manifestation der Unterdrückung der Frau
und eine extreme Form patriarchaler Gewalt dar.

Auch wenn Boulevardmedien mit  reißerischen Schlagzeilen das Gegenteil
suggerieren, so sind Femizide keine rein individuellen Tragödien. Während
die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem Kontext
zwar einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie [beim
Feminizid, dem organisierten, massenhaften Femizid] eine gesellschaftliche
Kraft,  in  deren  Interesse  sie  agieren  –  z.  B.  eine  bestimmte  Sorte  von
Unternehmen, eine reaktionäre Bewegung.

Die gesellschaftliche Dimension von Femiziden, also Morden an Frauen, weil
sie Frauen sind, erfordert eine Betrachtung der Ursachen für die Zunahme
dieser Gewalttaten.



Der von konservativen Richter:innen dominierte Supreme Court (Oberster
Gerichtshof)  der  USA  hatte  im  Juni  2022  das  fast  50  Jahre  geltende
Grundsatzurteil „Roe vs. Wade“ aufgehoben. Dieses garantierte bisher das
landesweite  Grundrecht  auf  Abtreibung.  Durch  die  Entscheidung  des
Supreme  Court  können  Bundesstaaten  Schwangerschaftsabbrüche  nun
einschränken  oder  gänzlich  verbieten,  was  mehrere  konservativ  regierte
bereits getan haben. Das Urteil wurde deshalb nicht nur in den USA von
Abtreibungsgegner:innen als Sieg gefeiert.

Betroffen sind rund 40 Millionen Frauen im gebärfähigen Alter, die in US-
Bundesstaaten leben, in denen Abtreibungen entweder bereits verboten oder
nur in eng gefassten Ausnahmefällen möglich sind bzw. in absehbarer Zeit
verboten oder stark eingeschränkt werden.

Zunahme von Femizide an Schwangeren
Bereits  Ende  2021,  noch  vor  dem  Urteil  des  Supreme  Court  und  den
darauffolgenden Restriktionen, gab es Bedenken bezüglich einer Zunahme
von partnerschaftlicher Gewalt und Femiziden als mögliche Folgen: „Einige
Experten  befürchten,  dass  die  Einschränkung  des  Zugangs  zum
Schwangerschaftsabbruch gefährdete Frauen noch mehr in Gefahr bringen
könnte.“ So hatten Studien ohnehin belegt, dass partnerschaftliche Gewalt
durch bzw. während Schwangerschaften zunimmt. Frauen war es oft nicht
möglich,  ihre  Schwangerschaft  fortzusetzen,  und  sie  entschieden  sich
aufgrund häuslicher Gewalt zur Abtreibung. Die USA hatten demnach bereits
eine sehr hohe Rate an Müttersterblichkeit: „Im Jahr 2018 kamen in den USA
auf 100.000 Lebendgeburten 17 Müttersterblichkeitsfälle – mehr als doppelt
so viele wie in den meisten anderen Ländern mit hohem Einkommen.“

Forscher:innen  der  Harvard  School  of  Public  Health  kommen  zu  dem
Ergebnis, dass es in den USA für Schwangere oder Frauen, die vor kurzem
entbunden  haben,  wahrscheinlicher  ist,  ermordet  zu  werden,  als  durch
schwangerschafts-  oder  geburtsbedingte  Komplikationen  zu  sterben.
Tötungsdelikte an Schwangeren sind somit häufiger als solche Todesfälle
durch  Bluthochdruck,  Blutungen  oder  Sepsis,  wie  die  Forscher:innen  in
einem Leitartikel beschreiben.



Die Verbreitung von Gewalt in der Partnerschaft ist in den USA ohnehin
höher als in vergleichbaren Ländern. Die Gewalt endet oft tödlich und häufig
sind  Schusswaffen  im  Spiel.  Eine  weitere  Studie  der  Tulane  University
bestätigt  diesen  Trend,  wonach  Tötungsdelikte  eine  der  häufigsten
Todesursachen  bei  Schwangeren  und  Wöchnerinnen  in  den  USA  sind.

Die  genannten  Studien  können  durch  Zahlen  belegen,  dass  neben
schwangeren  Jugendlichen  insbesondere  schwarze  Schwangere  ein
wesentlich  höheres  Risiko  hatten,  getötet  zu  werden,  als  weiße  oder
hispanische. Dies verwundert nicht, da schwarze Arbeiter:innen in den USA
auch  heute  noch  strukturell  benachteiligt  sind,  schlechter  bezahlte  Jobs
haben,  oft  in  beengten  Wohnsituationen  leben  und  seltener
krankenversichert sind. Die ökonomischen Bedingungen wirken sich daher
für diese Bevölkerungsgruppe besonders negativ aus.

Ähnliche  Entwicklungen  konnten  auch  in  Deutschland  im  Zuge  der
Lockdowns  der  Coronapandemie  beobachtet  werden,  wo  aufgrund  der
schlechteren wirtschaftlichen Lage und der erzwungenen Nähe auf engstem
Raum partnerschaftliche Gewalt um ein Vielfaches zugenommen hat.

Somit  war  bereits  vor  den  Verschärfungen  und  Verboten,  die  auf  das
Grundsatzurteil des Supreme Court in einigen US-Bundesstaaten folgten, die
Ausgangslage  für  Schwangere  alles  andere  als  sicher.  Gesetze,  die  den
Zugang  von  Frauen  zu  Abtreibung  einschränken,  können  sie  weiter
gefährden, da die Kontrolle über die reproduktiven Entscheidungen einer
Frau oft eine Rolle bei Gewalt in der Partnerschaft spielt. Die Autor:innen der
Studie der Harvard School of Public Health weisen explizit darauf hin, dass
schwangerschaftsbedingte Tötungsdelikte vermeidbar sind, z. B. indem im
Rahmen von Vorsorgeuntersuchungen von Schwangeren gewaltgefährdete
Frauen identifiziert und Hilfestellungen angeboten werden können.

Arbeiter:inneneinheitsfront  für  freie
Abtreibung  und  körperliche



Selbstbestimmung
Doch wie kann, gemessen an diesen permanenten Angriffen und vielfältigen
Problemen, eine erfolgreiche Pro-Choice-Bewegung aufgebaut werden? Statt
nur auf Verschlechterungen zu reagieren, müssen wir selbst Verbesserungen
erkämpfen. Wir dürfen nicht auf den Staat vertrauen oder Illusionen in die
Demokratische  Partei  hegen.  Diese  konnte  bzw.  wollte  die  derzeitigen
Angriffe auf bestehende Frauenrechte nicht verhindern. Daher müssen wir
unabhängig von ihr gegen den Abbau von Frauenrechten kämpfen. Dabei
kommt es auf den Kampf als Klasse an, was bedeutet, dass er durch die
Arbeiter:innenklasse  geführt  und  von  ihren  Organisationen  unterstützt
werden  muss.

Wir fordern daher die Gewerkschaften auf, für eine gemeinsame Kampagne
zu mobilisieren. Betriebsräte könnten beispielsweise Betriebsversammlungen
einberufen, wo diese Themen und Fragen diskutiert werden. Darüber hinaus
können  Gewerkschaften  mit  Streik  als  Kampfmittel,  anders  als
Einzelpersonen oder andere Gruppen, ökonomischen und politischen Druck
auf Kapital und Regierung aufbauen.

Im Rahmen von Aktionstagen und für die Durchführung eines politischen
Streiks wäre es außerdem wichtig, Streik- und Aktionskomitees zu gründen,
die vor Ort mobilisieren, kollektive Erfahrungen ermöglichen und auf diese
Weise auch zur Stärkung und Demokratisierung des gemeinsamen Kampfes
beitragen. Ebenso sind Gewerkschaften personell und finanziell in der Lage,
internationale Kooperation und Koordination zu gewährleisten, z. B. durch
die  Organisation  zentraler,  internationaler  Aktionstage  zum  Thema
Abtreibungsrechte  und  Selbstbestimmung.  Dies  ist  wichtig,  da  die
Unterdrückung nicht nur in einem Land existiert und zusammen mehr Druck
aufgebaut werden kann.

Das  alles  darf  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  dass  die  Einbindung  von
Gewerkschaften  auch  einige  Probleme  mit  sich  bringt.  Gerade  im
Dienstleistungsbereich, in dem hauptsächlich Frauen arbeiten, organisieren
sich nur wenige Arbeiter:innen in ihnen. Ebenso agieren Gewerkschaften
häufig reformistisch und beschränken sich auf die Besitzstandswahrung im



eigenen Interesse, anstatt Fortschritte für die gesamte Klasse zu erkämpfen.
Es  existiert  eine  Gewerkschaftsbürokratie,  die  ihren  Frieden  mit  dem
jetzigen System geschlossen und ihre Rolle selbst auf das Feilschen um Lohn
und  Arbeitsbedingungen  reduziert  hat.  Revolutionäre  Kommunist:innen
müssen  sich  deshalb  für  eine  klassenkämpferische,  antibürokratische
Basisbewegung einsetzen, die sich der bürokratischen Spitze entgegenstellt,
um die Gewerkschaften zu einem Glied in den Reihen des Kampfes für den
Sozialismus umzugestalten.

Des  Weiteren  rufen  wir  alle  bestehenden  Pro-Choice-Bündnisse  und  -
Bewegungen aktiv dazu auf, auch weiterhin gegen den bestehenden Abbau
von Frauenrechten zu kämpfen und den Protest erneut auf die Straße zu
tragen. Lasst uns die bisher bestehenden Bündnisse und Mobilisierungen
bündeln und einen gemeinsamen Aktionstag für den Kampf für Frauenrechte
ausrufen!

Gegenwehr
Zur  Verhinderung  von  Femiziden  ist  der  Aufbau  von  Organen  der
Gegenmacht erforderlich. Um die Verelendung der Klasse zu verhindern und
rechtspopulistischen  oder  protofaschistischen  Kräften  das  Handwerk  zu
legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes  einsetzen,  die
notwendigerweise die Machtfrage selbst aufwerfen. Einmal mehr zeigt sich,
dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen untrennbar
mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.

Zur  Abwehr  weiterer  Angriffe  auf  Abtreibungsrechte,  aber  auch  zur
Durchsetzung  des  Selbstbestimmungsrechts  über  den  eigenen  Körper,
welches selbst in Staaten mit liberaler Gesetzgebung bisher eingeschränkt
ist,  haben wir einige Forderungen aufgestellt,  die es zu erkämpfen gilt –
national und international:

Für  die  Aufhebung  aller  Abtreibungsverbote!  Uneingeschränktes
Recht  auf  Schwangerschaftsabbruch  als  Teil  der  öffentlichen
Gesundheitsversorgung! Abtreibungen müssen sicher und von den
Krankenkassen/öffentlichen Gesundheitsdiensten finanziert werden!



Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Für  uneingeschränkten  und  transparenten
Zugang  zu  Informationen,  Ärzt:innen  und  Kliniken!
Schluss  mit  der  internationalen Stigmatisierung von abtreibenden
Frauen!  Raus  mit  jedweder  Rel igion  und  „Moral“  aus
Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Das Leben einer Frau muss
immer über dem eines ungeborenen Fötus stehen!
Vollständige Übernahme aller Kosten für Verhütungsmittel durch den
Staat bzw. die Krankenversicherung!
Ausbau  von  Kitas  und  Kinder-/Jugendbetreuungsangeboten,  um
Eltern zu entlasten!
Für  viel  mehr  finanzielle  und gesellschaftliche Unterstützung von
insbesondere (jungen) Frauen und Alleinerziehenden und dafür, dass
minderjährige Frauen mit einer Schwangerschaft nicht alle Chancen
auf eine gute Zukunft verlieren!
Langfristig:  Für  die  Kollektivierung  der  Kindererziehung  in  der
Gesellschaft!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!

Ärzt:innen  dürfen  die  Entscheidung  zur  Geburtshilfe  (Entbindung)  bei
überlebensfähigen Föten treffen. Gegen leibliche Zwangselternschaft für so
geborene Kinder! Der Staat soll für sie aufkommen und sich um sie kümmern
bzw. zur Adoption freigeben! Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder
Mutter, falls sie das Kind später großziehen wollen und dieses zustimmt!
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Proteste  gegen
Abtreibungsverbote in den USA:
Interview mit einer Aktivistin vor
Ort
In den USA hat der Oberste Gerichtshof im Juni dieses Jahres ein Urteil
erlassen, welches den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen einschränken
und  sogar  verbieten  kann.  Mehrere  Bundesstaaten  haben  bereits
angekündigt, die Rechte auf Abtreibungen massiv anzugreifen. Als Reaktion
kam es in vielen US-amerikanischen Städten zu Massenprotesten. Wir haben
in diesem Interview mit der Aktivistin Lara (Instagram @Lara.islinger) vor
Ort gesprochen:

Wer bist du? Wo bist du organisiert? 
„Ich bin Lara (sie/ihr) und wohne eigentlich in Hamburg. Ich verbringe den
Sommer damit, in New York für Shout Your Abortion (SYA) zu arbeiten. SYA
ist  eine  Organisation,  die  sich  für  die  Entstigmatisierung  des
Schwangerschaftsabbruchs einsetzt – mit kreativen Aktionen und dadurch,
dass wir Menschen eine Plattform geben, um ihre Erfahrungen zu teilen.
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Aufgrund der aktuellen Situation, also dem Urteil des Supreme Court und die
Abtreibungsverbote in vielen Staaten, fokussieren wir uns aktuell auf den
Zugang zu sicheren Abtreibungen insbesondere durch Abtreibungspillen –
egal ob legal oder nicht.

Seit einigen Wochen, bin ich bei New York City For Abortion Rights aktiv, ein
sozialistisch-feministisches  Kollektiv,  das  Demos  und  sogenannte  Clinic
Defenses  organisiert.“

Inwiefern  bist/warst  du  Teil  der  Proteste  gegen  die
neuen Abtreibungsverbote? Was ist  dein Ziel?
„Gemeinsam mit „New York City For Abortion Rights“ und anderen links-
feministischen Gruppen habe ich einen Protest am Tag der Supreme Court
Entscheidung organisiert zu dem 20.000 Leute gekommen sind. Mir ging es
bei der Demo vor allem darum, Solidarität auszudrücken mit Menschen in
republikanischen  Bundesstaaten,  in  denen  nun  Abtreibungsverbote  und
Einschränkungen gelten.  Abgesehen von einem erhöhten Andrang in den



Abtreibungskliniken, wird sich in New York durch das Urteil wenig ändern.
Trotzdem spüren wir auch hier den Einfluss von Abtreibungsgegner_Innen,
da  wir  sogenannte  Clinic  Defenses  organisieren.  Das  sind  Proteste  und
Blockaden gegen Abtreibungsgegner_Innen,  die  zu  Kliniken  prozessieren,
eskortiert vom NYPD, und dort Patient_Innen belästigen – mitten in New
York City.

Am  Montag,  dem  4th  of  July,  war  ich  mit  “Shout  Your  Abortion”  in
Washington DC. Wir haben vor dem Supreme Court einen Stand aufgebaut,
an dem wir Limonade verschenkt und Informationen zu Abtreibungspillen
verbreitet haben, die man in allen 50 Staaten über die Organisation Aid
Access  bestellen  kann  –  auch  ohne  schwanger  zu  sein  (sog.  advanced
provision).  Unser  Motto  lautet  „Fuck  SCOTUS.  We’re  doing  it  anyway“.
Dieses illegitime, undemokratische Gericht kann uns nicht aufhalten.

Dazu will ich unbedingt betonen, dass das Urteil natürlich Konsequenzen hat,
die grausam und ungerecht sind. Unter der Kriminalisierung von Abtreibung
(und  Fehlgeburten)  leiden  am  meisten  Menschen,  die  marginalisierten
Gruppen  angehören  –  insbesondere  Schwarze  Menschen;  Indigene  und
weitere  People  of  Color;  die  LGBTQ+  Community;  Menschen  mit
Behinderung; Menschen, die im ländlichen Raum leben; junge Menschen und
arme Menschen.“

Wie nimmst du die Proteste wahr? Welche Gruppen sind
am Start?
„Mir geben die Proteste Kraft. Ich finde es gut, dass wir uns den öffentlichen
Raum nehmen, um unserer Wut Ausdruck zu verleihen und als Zeichen der
Solidarität mit allen Menschen, die von den Abtreibungsverboten betroffen
sind. Die feministische Bewegung nehme ich als zersplittert war. Viele linke
Aktivist_Innen wenden sich vom liberalen, weißen Mainstream-Feminismus
ab. Andererseits spüren wir in New York eine starke Solidarität von anderen
linken Gruppen sowie von den neu-gegründeten Gewerkschaften (z.B. der
Starbucks-Gewerkschaft), die sich unseren Protesten anschließen.

Wir distanzieren uns von Gruppen, die sogenannte die-ins organisieren, sich
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mit  Blut  beschmieren  oder  Kleiderbügel  zu  Protesten  mitbringen.  Unser
Punkt ist ja: Wir gehen nicht zurück in die 1960er und frühen 1970er, bevor
Roe  entschieden  wurde,  und  als  viele  Menschen  aufgrund  unsicherer,
illegaler  Abtreibungen  gestorben  sind.  Wir  wollen  keine  Angst  schüren,
sondern  Hoffnung  machen.  Der  große  Unterschied  ist,  wir  haben  heute
Zugang  zu  Abtreibungspillen  und  wir  haben  ein  Netzwerk  von  Abortion
Funds, die finanzielle Unterstützung leisten. Wir werden dieses Urteil nicht
befolgen. Wir werden nicht aufhören abzutreiben. Wir werden nicht aufhören
uns gegenseitig zu helfen und wir werden nicht aufhören für reproduktive
Gerechtigkeit zu kämpfen.“

Kamala Harris hat als Antwort der Demokraten dazu
aufgerufen, diese Entscheidung mit der Stimmabgabe
bei den Zwischenwahlen doch noch zu kippen – hältst
du das für realistisch?
„Die  Biden-Regierung  und  die  Demokraten  betonen,  dass  sie
Abtreibungsrechte  verteidigen  wollen,  aber  ihre  Bemühungen  auf
Bundesebene halten nicht Schritt mit dieser Rhetorik.  Die Tatsache, dass die



Demokraten in Washington nicht in der Lage sind,  Abtreibungsrechte zu
stärken, obwohl sie das Weiße Haus und beide Kammern des Kongresses
kontrollieren,  hat  viele  Wähler_Innen  enttäuscht.  Ich  spüre  deutlich  die
Frustration über die Untätigkeit der Demokraten auf Bundesebene und höre
in linken, feministischen Kreisen immer wieder das Wort ‚desillusioniert‘.

Es stimmt:  Das Supreme Court  Urteil  hat  das Thema Abtreibung in den
Mittelpunkt mehrerer wichtiger Zwischenwahlen katapultiert. Die Wahlen in
den Bundesstaaten (etwa von Gouverneur_Innen, Generalstaatsanwalt_Innen,
Richter_Innen und der  Legislative)  könnten nun darüber  entscheiden,  ob
Millionen von Amerikaner_Innen Zugang zu legalen Abtreibungen haben oder
nicht. Viele haben aber das Gefühl, dass die Demokraten – angesichts der
hohen Inflation und der niedrigen Zustimmungsraten für Präsident Biden –
den  Unmut  über  das  Urteil  ausnutzen,  um  Wähler_Innenstimmen  zu
erhaschen, ohne einen konkreten Plan zu haben, wie sie den Zugang zu
Abtreibung in den USA gewährleisten und FLINTAs unterstützen werden.“

Wenn aber doch noch nicht alles verloren ist: Welche
Perspektive siehst du dann noch für FLINTAs in den
USA?
„Ich  lege  große  Hoffnung  in  feministische  Solidarität  und  Netzwerke  –
national  und  international.  Anders  als  die  Demokraten  haben  wir  uns
spätestens seit dem Leak des Entwurfs im Mai darauf vorbereitet, dass Roe
fallen wird. Wir verbreiten Informationen zu Abtreibungspillen, die per Post
in alle 50 Staaten verschickt werden können und sehr sicher sind. Dabei hilft
uns Plan C und die europäische Organisation Aid Access. Außerdem gibt es
ein  solides  Netzwerk  von  regionalen  Abortion  Funds,  die  finanzielle
Unterstützung für Abtreibungen leisten. Ich habe auch mitbekommen, dass
als  letzter  Ausweg  Abtreibungspillen  aus  Mexiko  geschickt  werden  –
kostenlos von dortigen feministischen Kollektiven als Akt der Solidarität mit
FLINTAs in den USA. Unser Motto lautet: ‚We will save us.‘ Wir retten uns
selber.“
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Was  wünschst  du  dir  von  der  Bewegung?  Und  wie
können  wir  hier  in  Deutschland/  der  EU  sie
unterstützen?
„Ich wünsche mir von der Bewegung,  dass wir  uns mehr auf  praktische
Fragen konzentrieren. Unser Fokus sollte sein: Wie können wir Menschen
dabei helfen, abzutreiben? Die vollständige Legalisierung von Abtreibung ist
dabei natürlich ein wichtiger Faktor – aber nicht der einzige.

Wenn ihr wen aus den USA kennt, könnt ihr Ressourcen zu Abtreibungspillen
und Advanced Provision teilen, zum Beispiel Plan C oder Aid Access. Ein
großes Problem ist, dass nur 1 von 5 Amerikaner_Innen darüber Bescheid
wissen. Wenn ihr Geld übrig habt, könnt ihr spenden. Dafür empfehle ich das
National Network of Abortion Funds, das Spenden auf regionale Abortion
Funds  aufteilt  und  Aid  Access  bzw.  die  europäische  Mutterorganisation
Women  on  Web.  Meine  DMs  sind  immer  offen  für  Fragen.  Bitte  nicht
vergessen: Wir kämpfen in Deutschland den gleichen Kampf: Der §218 muss
weg,  genau  wie  weitere  Schikanen  für  ungewollt  Schwangere  wie
Pflichtberatung,  Wartezeit  und  die  Gehsteigbelästigung  durch
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Abtreibungsgegner_Innen vor Praxen. Der Zugang muss verbessert werden,
insbesondere durch die Schließung von Versorgungslücken. Wir sind nicht
frei und gleichberechtigt ohne den bedingungslosen und legalen Zugang zu
Abtreibung.“

Für eine ausführlichere Analyse des Gerichtsurteils und dessen Folgen, aber
auch der Frage, warum Abtreibungsrechte eigentlich so stark umkämpft sind
und wie wir sie verteidigen können, schaut gerne in unseren Artikel dazu:

USA: Wie wir Abtreibungsrechte
wieder  zurück  erkämpfen
können
In  der  größten  Demokratie  der  Welt  hat  gerade  die  Mehrheit  der
gebärfähigen Menschen das Recht auf Abtreibung verloren. Warum? Weil die
Urteile  Roe  v.  Wade  und  Planned  Parenthood  v.  Casey  vom  Obersten
Gerichtshof  gekippt  wurden  –  Grundsatzentscheidungen,  die  Frauen  das
Recht,  über  Abbruch  oder  Fortführung  einer  Schwangerschaft  zu
entscheiden, einräumten. So erlaubte Roe v. Wade eine Abtreibung bis zur
angenommenen  Lebensfähigkeit  des  ungeborenen  Kindes  außerhalb  des
Mutterleibes. Diese Entscheidung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr
1973  schränkte  so  die  amerikanischen  Bundesstaaten  in  ihrer  eigenen
Gesetzgebung  ein,  welche  ab  diesem  Zeitpunkt  strengen  richterlichen
Kontrollen  unterlag.  Bundesstaaten  mussten  Frauen  das  grundsätzliche
Recht  auf  einen  Schwangerschaftsabbruch  zugestehen.

Am 24. Juni wurde nun ein nach Roe v. Wade eigentlich verfassungswidriges
Gesetz für verfassungskonform erklärt, was Roe v. Wade formell außer Kraft
setzt. Es überrascht nicht, dass Ex-Präsident Trump maßgeblich für diesen
Anschlag auf die Rechte der Frau verantwortlich ist: Er setzte gleich drei
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neue,  konservative  Richter  im  Obersten  Gerichtshof  ein,  was  dessen
Machtbalance  empfindlich  in  Richtung  der  reaktionären,  republikanisch
geprägten Rechtsprechung verschob. Nun hat also eine Institution, die nicht
einmal demokratisch legitimiert ist, eine Entscheidung getroffen, die nicht
repräsentativ ist für die Haltung der Bevölkerung zum Thema Abtreibung:
Laut Umfragen befürworten um die 70 % der US-Amerikaner_Innen Roe vs.
Wade.

Natürlich gab es jedoch auch vor diesem historischen Urteil Abtreibungen –
nur  waren  diese  eben  deutlich  weniger  sicher.  Diesen  Zustand  haben
reaktionäre Kräfte nun für die Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung
wieder hergestellt, indem sie dieses Bundesgesetz gekippt haben. Besonders
betroffen sind hiervon Menschen, denen die nötigen Ressourcen zum Reisen
in  einen  anderen  Bundesstaat  fehlen,  überproportional  Mitglieder  der
Arbeiter_Innenklasse  und  vor  allem  ihre  nicht-weißen,  migrantisierten
Anteile.

Die  reaktionären  Kräfte,  die  maßgeblich  für  diese  Entwicklung
verantwortlich sind, sind zahlenmäßig stark, gut organisiert und politisch
bestens  vernetzt.  Zur  jährlichen  Demonstration  gegen  Abtreibungsrechte
mobilisierten  sie  2013 circa  600.000 Teilnehmer_Innen nach  Washington
D.C. Bereits vor dem erfolgreichen Angriff auf Roe v. Wade konnten diese
Kräfte so bereits Teilerfolge verzeichnen: Vor allem in den republikanischen
Südstaaten und dem Mittleren Westen, wo bereits vor dem jüngsten Urteil
die  Gesetzgebung  so  angepasst  wurde,  dass  sie  Roe  v.  Wade  bewusst
übergeht und Abtreibung in die Illegalität drängen konnte – so etwa in Texas.
Dort trat schon 2021 ein Gesetz in Kraft, das Schwangerschaftsabbrüche ab
der 6. Woche selbst bei Vergewaltigung oder Inzest kriminalisiert – ganz
egal,  dass eine Schwangerschaft zu diesem Zeitpunkt oft  noch nicht mal
spürbar ist.  Noch dramatischer war hieran, dass dieses Gesetz durch die
Erweiterung  privater  Klagen  die  Möglichkeit  einer  staatlich  entlohnten
Hetzjagd auf Abtreibungseinrichtungen und diejenigen, die sie in Anspruch
nehmen, geschaffen hat. Der bereits damals konservativ besetzte Oberste
Gerichtshof  lehnte  eine  Aufhebung  dieses  Gesetzes  ab.  In  Mississippi
wiederum waren Abtreibungen bereits ab der 16. Woche für illegal erklärt



worden, dies auch im offensichtlichen Verstoß gegen Roe v. Wade.

Auch bereits  1992 erreichten reaktionäre Kräfte  mit  dem Urteil  Planned
Parenthood v. Casey  einen Teilerfolg ihrer misogynen Kampagne. Damals
wurde  den  Bundesstaaten  erlaubt,  auch  vor  dem  dritten  Trimester
Vorschriften  zum  Schutz  des  ungeborenen  Kindes  zu  erlassen  und  der
Zeitpunkt in der Schwangerschaft, ab dem eine Abtreibung verboten werden
kann, um 4 Wochen vorgezogen.

Warum  sind  gerade  Abtreibungsrechte  so
umkämpft?
Wieso es immer wieder zu Angriffen auf das Selbstbestimmungsrecht von
gebärfähigen  Personen  kommt,  lässt  sich  nur  durch  einen  Blick  in  die
Geschichte und die jeweilige Situation der Frau erklären: Bereits vor der
Verfestigung der Klassengesellschaft wurde in ursprünglichen Gesellschaften
die soziale Ungleichheit  zwischen Mann und Frau institutionalisiert.  Dies
geschah nicht zufällig oder auf „natürliche“ Weise, sondern verfolgte den
Zweck, die Frau als eigentliche Quelle des Stammesreichtums, durch ihre
Rolle beim Ackerbau und als Gebärerin, zu dominieren. So wurden Frauen
zum  Objekt  ökonomischer  Begehrlichkeit,  was  damit  einherging,  dass
Heiratsvorschriften und Regelungen zur Kindererziehung radikal verändert
werden mussten, um das Patriarchat zu sichern.

Mit  steigendem  Reichtum  innerhalb  von  Gesellschaften  und  damit
einhergehend auch einer Entwicklung des Privateigentums etablierte sich
eine Weitergabe dieses Privateigentums auf Basis von Familienstrukturen.
Diese  Vererbungsstrukturen  bedurften  monogamer  Beziehungen,  um  die
Nachkommen unzweifelhaft identifizieren zu können. Der Vater eines Kindes
ist beispielsweise ohne Vaterschaftstest nicht so einfach identifizierbar wie
dessen Mutter. Monogame Beziehungen zu etablieren, stellte hierfür eine
geeignete Methode dar, da bei nur einem Sexualpartner der Frau der Vater
eines  Kindes  relativ  eindeutig  bestimmbar  ist.  Mit  der  Entstehung  der
Klassengesellschaft  verfestigten  sich  diese  Strukturen,  beispielsweise  die
Idee einer monogamen Ehe.



Doch wie äußerte und äußert sich die Unterdrückung später, auch während
und nach der Industrialisierung? Im Zuge der Industrialisierung nahm die
Bedeutung des Haushaltes als grundlegende Produktionseinheit ab, denn nun
wurde in Fabriken und Produktionsstätten produziert. Während vor allem
Männer an diesen Orten ihre Arbeitskraft verkaufen mussten, waren Frauen
nicht nur in verschiedenen Bereichen der Heimarbeit tätig, sondern auch für
die  unbezahlte  Reproduktionsarbeit.  Reproduktionsarbeit  beschreibt  die
Arbeit, die nötig ist, um Arbeitskraft wieder herzustellen. Beispielsweise ist
das Zubereiten von Nahrung nötig, um das Bedürfnis nach Hunger zu stillen.
Ohne diese Arbeit ist es auf Dauer nicht möglich, regelmäßig die eigene
Arbeitskraft  verkaufen  zu  können.  Aber  auch  die  Bereitstellung  neuer
Arbeitskräfte durch die Geburt von Kindern, deren Versorgung, Fürsorge und
Erziehung im privaten Haushalt zählt zur reproduktiven Arbeit. Dass Frauen
diese auch weiter möglichst günstig verrichten, ist  also im Interesse der
Kapitalist_Innen.  Durch weiter rationalisierte Produktionsprozesse wurden
Frauen immer mehr auch in die Lohnarbeit integriert, um durch eine größere
Anzahl an Arbeiter_Innen größere Profite zu erwirtschaften und gleichzeitig
die  Löhne  möglichst  niedrig  zu  halten.  Eine  gerechte  Verteilung  der
Reproduktionsarbeit wurde allerdings nicht geschaffen, weshalb für Frauen
oft  eine  doppelte  Belastung  besteht,  da  sie  nicht  nur  ihre  Arbeitskraft
verkaufen  müssen,  sondern  auch  heute  noch  oft  ganz  allein  für  die
Reproduktionsarbeit  verantwortlich  sind,  für  welche  sie  keinen  Lohn
erhalten.

Diese kurze Analyse der Unterdrückung der Frau soll verdeutlichen, wie sehr
die  Kontrolle  von  weiblicher  Fortpflanzung  mit  der  Entstehung  von
Privateigentum verbunden ist und wie sehr die Besitzenden von der Rolle der
Frau als Mutter und Fürsorgerin profitieren. Gerade in Anbetracht der hohen
Sterberate unter Arbeiter_Innen, die während der Corona-Pandemie keinen
oder nur unzureichenden Zugang zur Gesundheitsversorgung hatten, ist es
also  kein  Wunder,  dass  vor  allem Kapitalist_Innen jetzt  ein  Interesse an
hohen Geburtenraten haben. In der Vergangenheit bereits erkämpfte Rechte
wie beispielsweise das Recht auf eine sichere, (teilweise) legale Abtreibung
stehen  auch  im  Zuge  eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  den
imperialistischen  Teilen  der  Welt  wieder  zur  Debatte.  Das  Recht  auf



Abtreibung ist nur ein Teil einer Entwicklung, die sich als ein Rollback in
Bezug auf die Rechte unterdrückter Gruppen beschreiben lässt.

Internationale  Solidarität  statt  sexistischer
Rollbacks!
Die Aufhebung von Roe v. Wade und die vorangegangene Aufweichung der
Errungenschaften  von  1973  bereits  in  1992  und  2021  zeigen,  dass  der
Fortschritt  im  bürgerlich-kapitalistischen  Staat  jederzeit  wieder
zurückgerollt  werden  kann.  Auch  in  Europa  als  weiterem  Teil  der
vermeintlich  so  freien  wie  fortschrittlichen  „westlichen  Welt“  sind
Abtreibungsrechte  Angriffen  ausgesetzt.  In  Polen  sind  seit  Herbst  2020
Abtreibungen  nahezu  gänzlich  verboten.  Das  hat  krasse  Folgen  für  die
Schwangeren,  denn ein  Abtreibungsverbot  führt  nicht  gleich  zu  weniger
Abtreibungen.  Es  führt  vielmehr  dazu,  dass  die  Abtreibungen illegal  mit
einem größeren gesundheitlichen Risiko für die Schwangeren durchgeführt
werden. So gab es in Polen seit der Verschärfung nur weniger als 2000 legale
Abtreibungen, aber ca. 200.000 illegale Abtreibungen bzw. Abtreibungen im
Ausland. Nach dem Tod einer schwangeren Frau als Opfer der Verschärfung
gingen Zehntausende auf die Straßen.

Doch auch in Deutschland ist die Situation nach wie vor problematisch. Zwar
w u r d e  v o r  k u r z e m  d e r  P a r a g r a f  2 1 9 a  ( W e r b e v e r b o t  f ü r
Schwangerschaftsabbrüche) gestrichen, allerdings sind durch den Paragraf
218  Schwangerschaftsabbrüche  im  Strafgesetzbuch  nach  wie  vor  formal
kriminalisiert  und  könnten  laut  diesem  mit  bis  zu  dreijährigen
Freiheitsstrafen  vergolten  werden.  In  anderen  Ländern  Europas  ist  die
Situation für Schwangere,  die abtreiben wollen,  nicht weniger schwierig.
Neben Polen und Deutschland zum Beispiel auch in Ungarn oder Italien. In
Letzterem übt die Kirche massiven Einfluss aus, sodass sich viele Ärzt_Innen
aus Furcht vor Repression weigern, Abbrüche überhaupt durchzuführen.

Das Recht der Frau auf körperliche Unversehrtheit ist durch eine derartige
Rechtsprechung  nicht  gegeben.  In  den  USA  kam  es  nach  der
Urteilsverkündung zu vielen Protesten. Allein in New York versammelten sich



mehrere tausend Menschen und es kam zu Straßenblockaden. Der Kampf um
das Selbstbestimmungsrecht über unsere Körper und reproduktiven Rechte
kann nicht länger warten, er muss jetzt konsequent geführt werden.

Da  wir  uns  nicht  nur  für  fortschrittlichere  Gesetzgebungen  einsetzen,
sondern  die  bisherigen  Errungenschaften  vehement  verteidigen  müssen,
braucht es endlich eine massenhafte Bewegung der Arbeiter_Innen. Denn es
sind nicht nur diejenigen Gebärfähigen, die am meisten unter restriktiven
Abtreibungsgesetzen  leiden,  Teil  der  Arbeiter_Innenklasse.  Auch  nicht
gebärfähige Arbeiter_Innen und weitere unterdrückte Gruppen werden durch
eine  derartige  Zurücknahme  fundamentaler  Rechte  in  Gefahr  gebracht.
Urteile wie die jüngste Aufhebung von Roe v. Wade zeigen, dass selbst hart
erkämpfte Erfolge, die von der Bevölkerungsmehrheit unterstützt werden, im
politischen Alleingang reaktionärer,  mit  Wirtschaft  und Politik  vernetzter
Gruppen wieder rückgängig gemacht werden können.

Aus  diesem  Grund  sollte  der  Kampf  gegen  eine  derart  reaktionäre
Gesetzgebung wie die Aufhebung von Roe v. Wade die Unterstützung aller
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  finden.  Als  Kommunist_Innen  ist  es
unsere Aufgabe, für eine organisierte internationale Bewegung zu kämpfen,
die die Rechte der Frau vor reaktionären Angriffen schützt – in den USA und
auf der ganzen Welt.

Auf internationaler Ebene müssen die Frauen- und Arbeiter_Innenbewegung
und alle fortschrittlichen Kräfte zur Unterstützung der Betroffenen in den
USA mobilisieren. Die jüngsten Bewegungen in Spanien, Polen, Irland und
Argentinien zeigen, was getan werden kann. Überall auf der Welt gibt es die
g le ichen  reakt ionären  Mächte ,  d ie  durch  d ie  S iege  ihrer
Gesinnungsfreund_Innen  in  den  USA  ermutigt  werden.

Doch  inwieweit  können  wir  im  Kampf  für  die  Rechte  der  Frau  auf  die
bürgerlichen Parteien vertrauen? Die Botschaft von Vizepräsidentin Kamala
Harris bringt die Antwort der Demokratischen Partei auf den Punkt: „Es ist
noch nicht vorbei;  die Wähler_Innen werden das letzte Wort haben“. Mit
Blick  auf  die  Zwischenwahlen,  die  voraussichtlich  die  Kontrolle  der
Republikanischen  Partei  über  den  Senat  stärken  und  ihr  sogar  das



Übergewicht  im  Repräsentantenhaus  verleihen  werden,  lautete  ihre
Botschaft: „Sie haben die Macht, Führer_Innen zu wählen, die Ihre Rechte
verteidigen und schützen werden.“

Wir wissen jedoch: eine organisierte proletarische Frauenbewegung hat eine
viel größere Macht als bloß die Abgabe eines Stimmzettels! In den USA wie
an  anderen  Orten  kann  eine  Massenbewegung  der  Arbeiter_Innen  viel
machtvoller  und  effektiver  gegen  derartige  Entwicklungen  vorgehen.
Erzreaktionäre  Urteile  wie  die  Aufhebung  von  Roe  v.  Wade  lassen  sich
kippen und Rechte können verteidigt und wiederhergestellt werden, indem
Kliniken  und  ihre  Patient_Innen,  Pflegepersonal  und  Ärzt_Innen  durch
direkte  Massenaktionen  verteidigt  werden  und  massenhafte  Streiks  die
Regierungen unter Druck setzen. Als Vorbild einer möglichen Aktionsform
sind zum Beispiel die Schweizer Frauenstreiks interessant, bei denen in den
Jahren 1918,  1991 und 2019 bereits  jeweils  Hunderttausende,  vor  allem
Arbeiterinnen,  für  Zugang  zu  Arbeit  und  bessere  Arbeitsbedingungen
kämpften.

Eine derartige Bewegung muss gleichzeitig bürgerliche Staaten wie die USA
oder  Deutschland  als  das  entlarven,  was  sie  eigentlich  sind:
Durchsetzungsinstrumente  kapitalistischer  Interessen,  die  sich  der
Verteidigung  von  Menschenrechten  nur  annehmen,  wenn  dies  politisch
vorteilhaft erscheint.  Sie muss darüber hinaus revolutionäre Forderungen
aufwerfen, die alle reaktionären Organe und Gesetze hinwegfegen, die diesen
Zustand aufrechterhalten. Es sind die nationalen Arbeiter_Innenklassen, die
diesen  Kampf  anführen  müssen,  indem  sie  Massendemonstrationen  mit
Massenstreiks unterstützen.

Deshalb fordern wird national und international:

Uneingeschränktes Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Teil der
öffentlichen  Gesundheitsversorgung!  Abtreibungen  müssen  sicher
und  von  den  Krankenkassen  finanziert  sein!
Für uneingeschränkten und transparenten Zugang zu Informationen,
Ärzt_Innen und Kliniken!
Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen



Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung aller kriminalisierender Abtreibungsparagraphen sowie
der Beratungspflicht!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!
Gegen  leibliche  Zwangselternschaft!  Der  Staat  soll  für  Kinder
aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur Adoption freigeben!
Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder Mutter, falls sie das
Kind später großziehen wollen und dieses zustimmt!
Kostenlose Kinderbetreuung und Ausbau der sozialen Sicherung!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!

Konjunkturpaket  in  den  USA,
Sozialdemokratische
Krisenpolitik
Was hat es mit dem Konjunkturpaket auf sich?

Die USA befinden sich in einer der
schlimmsten wirtschaftlichen Krisen ihrer Geschichte. Die Krise, die
mittlerweile weltweit zu einer dreifachen Krise, einer Krise des
Gesundheitssystems, einer ökologischen und einer Wirtschaftskrise
herangewachsen ist verlangt nach neuen Maßnahmen das System zu
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erhalten.

Die Trumpsche Krisenpolitik, die die
USA zu einem Steuerparadies gemacht haben und so Investitionen in den
USA und die industrielle Produktion ankurbeln sollten zeigen nur
ungenügende Erfolge. Die neoliberale Krisenpolitik, unter deren
Agenda das System der sozialen Absicherung und der öffentlichen
Infrastruktur immer weiter untergraben wurden, haben den
US-Imperialismus nicht ausreichend stabilisieren können.
Wirtschaftlich und militärisch werden die USA global vom
imperialistischen Konkurrenten China unter Volldampf eingeholt.
Während sich die chinesische Wirtschaft rasant von den Folgen von
Corona erholen kann, kämpfen alle anderen (imperialistischen)
Staaten mit den Folgen des Rückgangs und der teilweisen Einstellung
von Produktion und Einzelhandel.

Nach seinem knappen Wahlerfolg muss
Biden liefern, sicher wird er gerade jetzt an den Erfolgen im Kampf
gegen den Corona Virus und am Plan zum Wiederaufbau der USA gemessen.
Dass er diese Erfolge nicht mit der Fortsetzung der Sparpolitik
erringen wird ist offensichtlich. Die Notwendigkeit ein
Infrastrukturprogramm auf den Weg zu bringen, das in der Lage dazu
ist, den US-Kapitalismus wieder in die Position der hegemonialen
Weltmacht zu bringen ist gegeben.

Trotz aller positiver Maßnahmen, die
das Konjunkturpaket beinhaltet und der sicherlich positiven
Auswirkungen auf einen großen Teil des US-Proletariats, insofern er
zumindest einige der Versprechungen einhält, sollten nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch dieses Konjunkturpaket in Erster Linie dem
Erhalt der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Dominanz
der USA auf globaler Ebene dient.

Was beinhaltet das Konjunkturpaket?

„Built Back Better“, unter diesem



Slogan trat Biden zur Wahl an. Was aber bedeuten die drei B´s genau?
Das aus dem links populistischen Lager übernommene Konzept möchte
eine Stärkung der Wirtschaft unter den Maßgaben sozialer
Gerechtigkeit und ökologischer Verträglichkeit erreichen. Die
Modernisierung der Infrastruktur und Investitionen, beispielsweise in
grüne Verkehrsinitiativen sollen gut bezahlte Arbeitsplätze
schaffen, gleichzeitig sollen langfristig amerikanische Gewerbe
gestärkt werden.

Die Nähe zu Trumps „make America
great again“ Politik, verdeutlicht sich an Bidens Slogan „buy
american“. Biden setzt dabei aber auf multilaterale
Wirtschaftsabkommen und einen „weicheren“ Protektionismus.

Der American Rescue Plan Act of 2021
ist das größte Konjunkturpaket der Geschichte der USA. Die
Investitionen sollen sich insgesamt auf 1,9 Billionen Dollar
belaufen, mehr als das jährliche Brutto Inlands Produkt von
Brasilien (Platz neun im weltweiten Vergleich).

Unter anderem sollen 1400 Dollar
ausgezahlt werden, an alle Amerikaner_Innen mit einem Einkommen von
unter 80.000 Dollar im Jahr. Es sollen befristete Arbeitslosenhilfen,
bis September, ausgezahlt werden, zusätzlich zu den Zahlungen
lokaler Behörden. Darüber hinaus soll eine Art Kindergeld
eingeführt werden.

Langfristige Maßnahmen, wie die
Einführung eines Flächendeckenden existenzsichernden Mindestlohns,
wurden nicht aufgenommen. Die versprochenen 15 Dollar Mindestlohn
sollen nur in Betrieben ausgezahlt werden, die im Staatsauftrag
arbeiten. Der aktuelle Mindestlohn in den USA beträgt 6,35€ (man
bedenke fehlende soziale Absicherung, Krankenversicherungen etc.) Die
sozialen Maßnahmen, wie die Arbeitslosenhilfe sollen befristet
bleiben.



Investitionen sollen unter andrem in
die Modernisierung von rund 32.000 km Straße, die Sanierung von
10.000 Brücken, die Modernisierung von Flughäfen, Häfen und in den
Bau einer halben Millionen Ladestationen für E-Autos gesteckt
werden. Der Nahverkehr soll durch Investitionen von bis zu 25 Mrd.
Dollar emissionsfrei werden. Unter anderem sollen diese Maßnahmen
aus der Erhöhung der Unternehmenssteuer (Steuer auf
Unternehmensgewinne) auf 28 % (Trump hatte sie von 35% von auf 21%
abgesenkt) und die Erhöhung der Kapitalertragssteuer (Steuer auf
Zinserträge und Aktiengewinne) finanziert werden.

Allein die Ankündigung seines
Investitionsprogramms hatte Prognosen von bis zu 7%
Wirtschaftswachstum in den USA in 2021 zur Folge. Der
überschwängliche Optimismus deutet auf die wahren Ziele des
Konjunkturpakets hin: nicht den Arbeiter_Innen soll geholfen, sondern
die Wirtschaft stabilisiert werden.

Bidens Programm soll über
Steuererleichterung Anreize für Unternehmen schaffen, die in die USA
investieren. Gleichzeitig sollen Strafsteuern Unternehmen abhalten,
Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. Es sollen ca. 1. Mio. neue
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie geschaffen werden.
Pharmazeutische Güter und Schutzausrüstung sollen in den USA,
unabhängig von Internationalen Lieferketten hergestellt werden. Der
Kern des Pakets verbleibt, bei allem Euphemismus, in der
Standort-nationalistischen „make America great again“ Logik. Es
bleibt eine sozialliberale Mogelpackung mit grünem Anstrich.

Wohlwollende Sozialpolitik oder Notwendige Beschwichtigungsversuche?

So gut sich die Investitionen und die
kurzfristigen Zahlungen auch anhören mögen, eine substantielle
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den USA wird auch dieses große
Konjunkturprogramm nicht herbeizaubern. Hierfür braucht es eine
schlagkräftige Kampagne der Gewerkschaften und der Unterdrückten,



eine Bewegung, die sich für den Ausbau der Arbeiter_Innenrechte
einsetzt. Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, ein Recht
auf Tarifverträge für alle Beschäftigten wären die Grundlage für
eine erfolgreiche Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in
den USA, um die Schwächen des Reformprogramms aufzuzeigen.

Eine kurzfristige Geldschwämme wird
die tiefen strukturellen sozialen Probleme der USA nicht lösen. Die
Spannungen traten im letzten Jahr vermehrt zutage. Spontane
Massenaktionen bis hin zu militanter Selbstverteidigung, wie im Zuge
der Black Lives Matter Proteste, sind ein Ausdruck dieser Spannungen.
Nicht nur der strukturelle Rassismus, sondern auch die
Lebenssituation prekär beschäftigter US-Amerikaner_Innen führen
nicht nur zu spontaner Radikalität, sondern ebenso zur Notwendigkeit
des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei.

Diese Bewegung muss eine
flächendeckende kostenlose Gesundheitsversorgung fordern, Maßnahmen
gegen die rasant anwachsende Wohnungslosigkeit ergreifen und sich
entschlossen gegen Abschiebungen und für die Aufnahme aller
Geflüchteten positionieren, die in den USA leben wollen. So kann die
Regierung Bidens enttarnt werden, als Regierung des Kapitals. Jede
Form der sozialen Befriedung verschleiert den Gegensatz der
Interessen der reichsten und der prekär beschäftigten
Amerikaner_Innen, deshalb muss sie im Kern kritisiert werden, während
eigene Lösungsansätze präsentiert werden. Die umfassenden
Maßnahmen werden nicht von der Regierung Biden, werden von keiner
Politikerin und keinem Politiker der demokratischen oder der
republikanischen Partei umgesetzt werden. Letztlich kann nur ein
massiver Eingriff in den Reichtum der amerikanischen Bourgeoisie die
sozialen Konflikte beseitigen. Dass die das nicht mit sich machen
lässt und, dass das nicht mit den Republikanern und Demokraten zu
machen ist verdeutlicht die Notwendigkeit des Aufbaus einer
revolutionären Arbeiter_Innenpartei, die es schafft die sozialen
Bewegungen unter sozialistischem Banner zu bündeln und anzuleiten.



Internationale Dimension

Die neuen Schulden müssen finanziert
werden. Gerade Ressourcenkonflikte mit dem imperialistischen
Hauptkonkurrenten China werden perspektivisch zu aggressiven
Auseinandersetzungen führen. Dabei sind die Strafzölle, als eine
Form wirtschaftlicher Kriegsführung, nicht das letzte Instrument im
Repertoire der USA. Gerade im Hinblick auf Konflikte in
halbkolonialen Staaten wird es zunehmende militärische Anfeindungen
geben, die stellvertretend für einen direkten Konflikt zwischen den
USA und China stehen. Bidens antichinesische Rhetorik auf
internationaler Ebene. Mitte letzten Monats bekräftigte Biden die
Sicherheitsgarantie für Japan unter Verweis auf die Möglichkeit des
Einsatzes Atomarer Waffen (näheres zum Konflikt im Ostchinesischen
Meer findet sich auf unserer Homepage).

Allgemein wird sich der Druck auf
Halbkolonien erhöhen. Deren Verschuldung wird weiter vorangetrieben
werden, die eh schon dürftigen Hilfszahlungen werden wahrscheinlich
reduziert. Die rassistische Einwanderungspolitik der USA wird
weiterhin Millionen Menschen die Perspektive auf ein zumindest
halbwegs sicheres Leben verwehren.

Möglicherweise wird dieses
Konjunkturprogramm andere imperialistische Länder oder Blöcke in
Zugzwang bringen, deren Wirtschaft über kurzfristige
Schuldenfinanzierung zu stabilisieren. Dabei müssen wir den
Charakter dieser Programme stets offenlegen. Nicht die Wirtschaft und
nicht die individuellen Kapitalist_Innen müssen gerettet werden.
Nein! Deren Kapital muss genutzt werden die vielen Krisen, des
Gesundheitssystems, der Umwelt und die vielfältigen sozialen Krisen
abzuwenden!



Joe Biden: Was können wir von
dem  neuen  US-Präsident
erwarten?
Von Ronja Keller

Zu der kürzlich stattgefundenen Erstürmung des Kapitols gibt es hier eine
S t e l l u n g n a h m e :
http://onesolutionrevolution.de/usa-stellungnahme-zu-trumps-faschistischer-p
rovokation/

Trotz

des Sturms des Capitols wird am 20. Januar Joe Biden in das Amt des

Präsidenten eingeführt. Endlich können wir mal einen Artikel über

US-Politik schreiben, in dem es nicht primär um Trump geht! Aber

wird es mit Biden denn so viel besser? Was hat der neue Präsident

bisher so gemacht, was hat er versprochen und wie wird sein Kabinett

aussehen? Im folgenden Artikel wollen wir uns einen Überblick über

den neuen Präsidenten verschaffen und feststellen, ob die

arbeitenden Massen und unterdrückten Menschen wohl auf eine

Verbesserung ihrer Lage durch Biden hoffen können.

Name: Joseph Robinette „Joe“ Biden, Jr.
Alter: 78 Jahre

Partei: Demokratische Partei (neoliberaler mitte-rechts-Flügel)
Ausbildung: Abschluss an einer römisch-katholischen Akademie

Jurastudium mit den Schwerpunkten Geschichte und Politikwissenschaft
Beruf: Anwalt, Dozent für Verfassungsrecht, Mitglied des Senats

Joes bisherige Laufbahn

Der neue Präsident hat eine lange Geschichte in der US-Politik, denn bis zur Präsidentschaft Obamas war er 36 Jahre lang Mitglied des

Senats und während Obamas achtjähriger Amtsperiode Vizepräsident. Dabei hat er eine seine politische Agenda mehrmals klargemacht:

Biden ist  vor  allem durch seinen Standpunkt  in  der  Außenpolitik  aufgefallen.  Bei  vielen Brennpunkten sprach er  sich für  eine US-
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amerikanische Intervention aus. Während des Balkankriegs war er für eine aktive und gewaltsame Einmischung der USA, für Lufteinsätze

der NATO, er unterstütze mehr Bodentruppen im Afghanistan-Krieg und damit die Linie des damaligen republikanischen Präsidenten George

W. Bush. Auch den syrischen Bürgerkrieg sollte die US-Army weiter anfachen. Bei dem ThemaFinanzen stimmte Biden meist für einen

ausgeglichenen Haushalt („Schwarze Null“), womit er unter anderem den Abbau der Sozialsysteme unterstützt hat. Außerdem hat er eine

Gesetzesänderung  durchgeboxt,  durch  die  es  unmöglich  geworden  ist,  bei  zu  hohen  Studien-  oder  Kreditkarten-Schulden  Insolvenz

anzumelden, sodass viele Arbeiter_Innen für immer mit dieser Last leben müssen. Er stand somit immer hinter dem kapitalistischen System

und dem US-Imperialismus. Dies wird er auch weiter tun. Hinzu kommt, dass in der Vergangenheit schon mehrfach von übergriffigem

Verhalten berichtet wurde inklusive sexueller Nötigung einer ehemaligen Angestellten.

Was können wir von seinen Versprechungen erwarten?

Der

Wall-Street hat Biden versprochen, dass alles beim Alten bleibe und

er keine größeren Veränderungen vornehmen werde. Dies wird sich

auch für die Ausbeutung der Menschen ähnlich verhalten. Er hat

keine Lösungen für die Probleme wie steigende Armut oder (Jugend-)

Arbeitslosigkeit.

Biden

möchte einen besseren Neuaufbau nach dem „Build Back

Better“-Konzept, kurz: BBB. Das heißt, staatliche Finanzierungen

für einen „grüneren“ und „gerechteren“ Kapitalismus. Dies

beinhaltet auch Elemente des Green New Deals. Konkret sollen 7

Billionen Dollar für Grünen Verkehr und Maßnahmen, um den

US-Kapitalismus aufzubauen und damit die Hoffnung auf gut bezahlbare

Arbeitsplätze. Allerdings ist es unwahrscheinlich, dass Biden dieses

Versprechen hält, und selbst wenn, ist die Rettung der sozialen Lage

von unzähligen Menschen ohne ein bewusstes Eingreifen in Produktion

nicht zu machen. Ohne Enteignung und Kontrolle der Betriebe durch die

Beschäftigten ist es eher wahrscheinlich, dass die Förderungen bloß

wieder in den Taschen der Kapitalist_Innen landen. Da die

demokratische Mehrheit im Senat hauchdünn ist, sind bloß faule

Kompromisse zu erwarten, die keinen annähernden Ausgleich für die

Auswirkungen der Krise bringen, die die ausgebeuteten und

unterdrückten Massen erlitten haben und noch werden, da der Senat

die Vorschläge des Präsidenten blockieren kann.



Bei

der #BlackLivesMatter-Bewegung gegen rassistischen Polizeiterror ist

Biden auf Versöhnung aus. Er stellt sich nicht konkret auf eine

Seite, da er weder die Aktivist_Innen vertreiben will, noch seine

eher konservative Basis. Es ist natürlich eine Illusion, zu glauben,

dass dadurch eine Versöhnung möglich ist und es Gerechtigkeit für

rassistisch Unterdrückte in diesem System geben kann. Dazu kommt

noch, dass Biden schon in der Vergangenheit immer ein Verfechter von

Recht und Ordnung war und damit die Rechte der Polizei eher stärken

als schwächen wird. Als Lösung für die anhaltende Polizeigewalt

sagte er, dass Polizist_Innen „ins Bein statt ins Herz schießen

sollten“. Auch das Gesundheitssystem, welches momentan sehr

profitorientiert ist und dringend verbessert werden müsste, wird

wohl nicht grundlegend geändert, obwohl es eine zentrale Forderung

des linken Flügels ist, dass es eine allgemeine Krankenversicherung

gibt.

Immerhin

können wir damit rechnen, dass seine Corona-Politik nicht so

katastrophal ist wie die Trumps, auch wenn es schwierig werden

dürfte, den Karren wieder aus dem Dreck zu ziehen.

Wer ist in seiner Regierung?

Keines

der Mitglieder seines Kabinetts, die bisher feststehen, gehört dem

linken Flügel der Demokraten an. Weder Bernie Sanders noch Elizabeth

Warren als wichtige linke Vertreter_Innen stehen auf der Liste. Biden

selbst hat gesagt: „Das ist ein Team, das die Tatsache

widerspiegelt, dass Amerika zurück ist. Bereit, die Welt anzuführen

und sich nicht von ihr zurückzuziehen.“ Dass er für die

Vorherrschaft des US-Imperialismus kämpfen wird, gibt er damit offen

zu. Doch schauen wir uns mal einige einzelne Mitglieder an:

Bereits

im Wahlkampf stand fest, dass Kamala Harris Vizepräsidentin für



Biden sein wird. Dass sie als woman of colour in diesem Amt ist,

stellt für viele bereits eine Errungenschaft dar, jedoch zeigt ihr

Lebenslauf, dass sie wenig mit den Kämpfen der meisten schwarzen

Frauen in Amerika zu tun hat. Außerdem trat sie in der

Vergangenheit, wie auch Biden, für das Polizeiwesen, Sicherheit und

Ordnung ein. Ihre harte Linie zeigt sie beispielsweise darin, dass

sie die Kriminalisierung von Eltern unterstützt hat, deren Kinder

die Schule schwänzen. Weiter hat sie auch einmal Ermittlungen gegen

Polizisten, die einen Schwarzen erschossen haben, abgelehnt. Als

woman of colour erwarten viele von ihr einen Kampf gegen Rassismus

und Unterdrückung, doch auf die Frage, wie sie diesen Kampf

unterstützen will, spricht sie bloß darüber, wer sie ist, aber

nicht, was sie vorhat. Sie bedient damit die identitätspolitische

Linie der Demokrat_Innen.

Außenminister

wird Antony Blinken. Mit ihm kommt ein Minister auf den Posten, der

für eine kriegerische Politik steht und sich für traditionelle

Bündnisse, wie die NATO, einsetzen wird. Blinken wird auch eine

Verbindung zur Rüstungsindustrie nachgesagt. In seiner Funktion als

stellvertretender Nationaler Sicherheitsberater unter Obama

befürwortete er unter anderem die Unterstützung der USA bei der

saudischen Intervention im Jemen, welche bis heute furchtbare

humanitäre Folgen hat.

Finanzministerin

wird Janet Yellen, die während der Obama Administration Präsidentin

der Federal Reserve Bank, also der Notenbank, war. Sie war maßgeblich

bei der staatlichen Rettung von Banken und Unternehmen während der

Krise 2009 beteiligt. Mit ihr werden wohl großzügige

Konjunkturpakete für Unternehmen zu erwarten sein.

All

diese Punkte bringen den Klassencharakter des neuen Präsidenten und

der Demokratischen Partei hervor. Genauso wie Trump liegen seine

Interessen ganz klar darin, das System zu retten und die USA an



erster Stelle in der Welt zu halten, jedoch mit einer anderen Taktik.

Auch Kriege können zunehmen, gerade mit Hinblick auf Russland, China

oder Iran, wenn es darum geht, die Größe der USA zu verteidigen.

Für die Arbeiter_Innenklasse und unterdrückten Menschen wird sich

wohl nicht viel ändern. Migrant_Innen werden weiterhin inhaftiert,

POC durch Polizeiterror getötet, Sparmaßnahmen gefordert, Angriffe

auf Rechte und Leistungen für Arbeiter_Innen fortgesetzt. Eine

Erholung für die Arbeiter_Innenklasse wird es nicht geben.

Welche Perspektive gibt es?

Sicher

ist Biden dazu bereit, noch weiter nach rechts zu rücken – mit

Hinblick auf die wirtschaftliche Krise und dem wachsenden Druck von

rechts in Politik und auf der Straße, gerade nach dem Sturm des

Capitols. Dadurch wird es wohl viele Kompromisse geben. Das kann auch

dazu führen, dass der rechte Flügel der Demokraten weiterwächst

und mit ihm die Angriffe auf die Unterdrückten und Ausgebeuteten.

Weder

wird die Demokratische Partei die Arbeiter_Innenklasse, noch wird sie

die Angriffe auf ihre Rechte abwehren. Sowohl die demokratische als

auch die republikanische Partei sind Parteien des Kapitals und der

Wall Street. Sie haben nicht die Absicht, das System grundlegend zu

ändern, sondern würde vielmehr alles dafür tun, genau dieses

System aufrechtzuhalten. Umso wichtiger ist es, soziale Bewegungen

wie BLM oder die Gewerkschaftsbewegung weiter aufzubauen und mit dem

Ziel zu einen, eine Arbeiter_Innenpartei in den USA zu etablieren.

Eine Verbesserung der Lage schafft kein Präsident, sondern das kann

nur der Druck auf die Regierung, der von den Ausgebeuteten und

Unterdrückten kommen muss.



What the Fuck is wrong in the
USA?!
Jan Hektik

Wenn bloß ein wenig darauf geachtet wird, was gerade in den USA so alles
abgeht, verliert man schnell den Überblick. Es kommt einem so vor, als ob
dort  alles gleichzeitig zusammenbricht,  sich aber trotzdem nicht wirklich
etwas  ändert.  In  diesem  Artikel  möchten  wir  kurz  beschreiben,  was
eigentlich in den USA gerade schiefläuft. Kurze Antwort: Alles! In diesem
Artikel wollen wir aber drei der Konflikte näher beleuchten. Erstens Corona
und  das  Gesundheitssystem,  zweitens  die  Wirtschaftskrise  und  das
Sozialsystem und drittens  Black  Lives  Matter  und  Rassismus.  Alle  diese
Konflikte  finden  ihren  Ausdruck  auch  im  US-amerikanischen
Präsidentschaftswahlkampf, also wird auf diesen auch in einem Abschnitt
eingegangen werden.

Corona und Gesundheit

Die USA sind eines der am härtesten von der Pandemie getroffene Land mit
Zehntausenden von Neuinfektionen täglich und massenhaft Toten. Warum ist
das so?

Die einfache Antwort,  die insbesondere die Demokraten gerne geben, ist
wegen Trump. Doch auch wenn diese Aussage einen wahren Kern hat, so ist
sie zumindest nicht ausreichend. Viel liegt auch an dem Gesundheits- und
Sozialsystem, welches auch vor Trump in den Vereinigten Staaten schon
bestand.

Das  Gesundheitssystem in  den  USA  basiert  auf  einer  sehr  starken  und
einflussreichen  Pharmalobby  (Big  Pharma),  welche  ein  gigantisches  und
profitables  Netzwerk  aus  Versicherungen  aufgebaut  hat.  Anders  als  in
Deutschland  gibt  es  keine  staatliche  Gesundheitsversicherung  und  auch
keine  Versicherungspflicht.  Dadurch  haben  viele  Menschen  in  den  USA
überhaupt gar keine Versicherung, besonders nicht die ärmeren. Gleichzeitig
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sind Preise für Medikamente und Behandlungen exorbitant hoch. 41% aller
amerikanischen  Personen  im  arbeitsfähigen  Alter  haben  Probleme  mit
medizinischen  Rechnungen  oder  zahlen  medizinische  Schulden  ab.

Sind Menschen versichert, so sind sie es erstens meistens über ihren Job,
zweitens  unter  strengen  Bedingungen  und  drittens  meist  mit
Selbstbeteiligung. D.h. auch wenn du versichert bist, kannst du trotzdem an
den Kosten einer Krankheit zugrunde gehen.

Die Versicherungen funktionieren nach Netzwerken. Jede Versicherung hat
ein Netzwerk. Ärzte, Krankenhäuser etc. können Teil dieses Netzwerk sein.
Brauchst du eine Behandlung, geh besser in ein Krankenhaus, dass Teil des
Netzwerks ist, ansonsten zahlt die Versicherung nicht.

Durch  den  Affordable  Healthcare  Act  (Obamacare)  wurde  manche
Missstände zwar abgeschwächt, in der Grundstruktur sind sie aber immer
noch stark vorhanden.

Weiterhin trifft die Pandemie die USA so stark, weil im Gesundheitssektor
durch die Ausrichtungen auf Wirtschaftlichkeit für die Bevölkerung relativ
wenig  Kapazitäten  freistehen.  Und  schließlich  wurde  auf  die  Pandemie
politisch von der Regierung langsam, zögerlich und minimal reagiert. Dies
hat seinen Grund jedoch sehr stark in den sozialen und wirtschaftlichen
Bedingungen in den USA.

Die Wirtschaftskrise und das Sozialsystem in den USA

In den USA gibt es auch außerhalb des Gesundheitssystems kaum soziale
Absicherungen, keine gesetzliche Rente (nur private Rentenversicherungen),
sehr begrenzte und viel zu geringe Arbeitslosenversicherungen usw.

Das führt dazu, dass die Leute noch viel stärker auf ihre Jobs angewiesen
sind als hier.  Weiterhin gibt es auch keinen Kündigungsschutz und auch
sonst  kaum arbeitsrechtliche  Regelungen  zum Schutz  der  Beschäftigten,
sowie generell eher schwache gewerkschaftliche Organisierung und kaum
einheitliche Kämpfe.  Das führt dazu, dass die Unternehmen in den USA,
wenn sie ihre Produktion wegen Corona runterschrauben müssen, einfach



massenhaft Leute entlassen können.
Die Gesundheitsversicherung über den Job ist dann weg.

Die Regierung hat den Lockdown lange hinausgezögert, ihn dann so minimal
wie  möglich  durchgeführt,  sodass  die  Infektionen  trotzdem in  die  Höhe
schossen  (z.B.  weil  bei  Amazon  massenhaft  Menschen  unter  massiven
Zeitdruck  arbeiten  und  keine  Zeit  haben  sich  die  Hände  zu  waschen),
woraufhin massenhaft Menschen entlassen wurden und ihre Versicherung
verloren haben. Somit ist ein sich gegenseitig befeuerndes Verhältnis aus
wirtschaftlicher und gesundheitlicher Krise entstanden woraus ein krasser
Angriff auf die ärmsten Teile dieser Gesellschaft entstand.

In den USA stehen auf der einen Seite die Bourgeoisie (Corporate America)
und ihre (offenen) Vertreter Trump, die Republikaner und die Rechte und auf
der anderen Seite das Proletariat und in ihm besonders die unterdrücktesten
Teile (People of Color, LGBTIA, Frauen). In den USA kann man besonders
stark  die  Auswirkungen  von  wirtschaftlichen  Nachteilen  auf  soziale  und
gesundheitliche Aspekte sehen. Gleichzeitig besitzen die Reichsten 1% mehr
als die Hälfte der US-amerikanischen Bevölkerung.

All diese Probleme haben sich mit dem Eintritt der Krise, ausgelöst durch die
Pandemie, plötzlich massiv verschärft. Besonders hart hat es People of Color
und besonders die Schwarze Bevölkerung getroffen.  Sie sind häufiger in
schlechter bezahlten Berufen, schlechterer Gesundheitsversorgung, leben in
infrastrukturell  schlechteren  Gebieten  enger  zusammen,  haben  weniger
Absicherung bei Lohnausfällen oder Jobverlust und arbeiten überwiegend in
Berufen die eine erhöhte Ansteckungsgefahr aufweisen. Der Rassismus in
den USA hat somit eine ökonmoische Grundlage…und viel Sprengkraft.

Rassismus

Rassismus in den USA hat eine lange Geschichte und tiefe Verwurzelung. Er
drückt sich neben der wirtschaftlichen in vielen anderen Formen aus. Eine ist
die überproportionale Verfolgung von Schwarzen durch den Staat. 38,4% von
allen  Häftlingen  in  den  USA  sind  Schwarz  bei  12,7% der  Bevölkerung,
daneben sind 57,7% der Häftlinge weiß bei 72% der Bevölkerung.



In der Geschichte der USA gab es viele Bestrebungen den Gedanken der
„weißen Rassenüberlegenheit“ (white supremacy) in der Gesetzgebung und
der Exekutive zu verankern.

Die Polizei ist überproportional von Weißen besetzt wird, Tötungen durch die
Polizei treffen unverhältnismäßig oft Schwarze Personen und Todesurteile
treffen überproportional Schwarze Personen bei weißen Opfern. Rassismus
durchzieht die gesamte Staatlichkeit der USA. Die Vorfälle in Kenosha, wo
Jacob Blake von der Polizei ermordet wurde und in dem darauf folgenden
Protest ein Rechter zwei BLM-Demonstrant_Innen ermordete, sind nur die
Spitze des Eisbergs.

Der US-Amerikanische Wahlkampf

Im Sud dieser Konflikte brodelt der US-Amerikanische Wahlkampf. Für die
Demokraten tritt  Joe  Biden an und für  die  Republikaner  Donald  Trump.
Während  die  Republikaner  die  rechten  Teile  der  Gesellschaft  und  den
rechten Flügel der Bourgeoisie vertreten, versuchen die Demokraten, welche
den etwas linkeren Teil  der  Bourgeoisie  vertreten,  gleichzeitig  möglichst
viele progressive Stimmen abzufangen.

Die Republikaner

Zunächst zum Wahlkampf der Republikaner, dieser stützt sich vor allem auf
drei  Punkte:  Law  and  order  (Recht  und  Ordnung),  Kampf  gegen  den
Sozialismus  und  Garant  der  individuellen  „Freiheit“  (der  Reichen  und
Weißen).

Law and Order ist der republikanische Propagandabegriff für die brutalste
Niederschlagung  jeglichen  Widerstandes  gegen  Ausbeutung  und
Unterdrückung,  sowie  die  Art  und  Weise  der  Durchsetzung  der  oben
genannten Krisenlösung von Kürzungen und Angriffen auf die ärmsten Teile
der Bevölkerung.

Die Kosten der Krise auf die unterdrückten Teile der Gesellschaft abwälzen,
das wollen beide Parteien. Die Fragen, über die sie sich uneinig sind, drehen
sich nur um die Intensität und die Durchführung dessen.



Die BLM-Proteste werden als Plünderer bezeichnet und rechte Milizen und
Polizei zu Hütern von Recht und Ordnung verklärt. Das Ganze eben unter
dem Deckmantel gesellschaftlicher Regeln und wer sich nicht an diese halte,
müsse hart bekämpft werden.

Im Kampf gegen den Sozialismus wird sich im Endeffekt auf Bernie Sanders
bezogen und die Politik der Bewegung, die ihn unterstützt hat, auf Biden
übertragen, ohne dass dafür eine tatsächliche Grundlage besteht. Biden ist
ein  Musterschüler  des  US-Imperialismus,  Sanders  ein  sozialdemokratisch
angehauchter Reformer.

Weiter geht’s mit der individuellen „Freiheit“ als klassischem Thema der
Rechten in den USA. Patriotismus und Nationalismus sind eng verbunden mit
diesem Begriff von Freiheit. Hier verbindet sich auch Law and Order mit
Antisozialismus.  Soziale  Programme werden  als  Eingriffe  in  die  Freiheit
dargestellt,  Privateigentum  der  Kapitalist_Innen  und  damit  verbundene
Ausbeutung  als  Ausdruck  dieser  Freiheit.

Die Demokraten

Biden dagegen stützt sich eigentlich nur auf zwei Punkte: Anti-Trump und im
Winde wehen.

Biden  und  Trump führen  den  Wahlkampf  der  Persönlichkeiten.  Viel  der
Debatte  geht  um das  Alter  von  Biden  oder  die  Unfähigkeit  von  Trump.
Eigentlich  ist  Bidens  Hauptargument:  „Wählt  mich,  denn  ich  bin  nicht
Trump“ und „Ich war Vize unter Obama“.

Das sind vermutlich auch die beiden Hauptpunkte, mit denen er sich gegen
Sanders durchsetzen konnte. Einerseits hatte er insbesondere unter älteren
Menschen hohe Zustimmungswerte,  besonders unter Schwarzen über 40,
andererseits kam sein plötzlicher Zuwachs nachdem Obama dazu aufgerufen
hat für ihn zu stimmen. Obama wird von vielen als linker wahrgenommen als
er  eigentlich  war,  insbesondere  im  Kontrast  zu  seinem Nachfolger.  Die
Hauptauseinandersetzung  zwischen  Biden  und  Sanders  war  Bidens
Argument, Sanders sei zu links, um gegen Trump zu gewinnen. Dass dies
nicht zutrifft, zeigt sich auch schon an der großen Zustimmung, die Sanders



unter eher republikanisch geprägten Teilen der Bevölkerung hatte aufgrund
der  hohen  Beliebtheit  seiner  Gesundheitsreform  und  einem  stärkeren
Klassenbezug.

Sanders großes Problem war eigentlich nicht mit der Demokratischen Partei
zu brechen. Zwar ist er an sich ein Unabhängiger, der nur 2016 und 2020
jeweils zu den Wahlen den Demokraten beitrat. Jedoch hat er erst Hillary
Clinton und dieses  Mal  Biden unterstützt,  nachdem er  die  Wahl  um die
Kandidatur verloren hat. Jeder Beobachter_In klar ist, dass seine Ziele und
erst  recht  die  weitergehenden  Ziele  der  Bewegung  niemals  mit  dem
Establishment  der  Demokraten,  welches  durch  Clinton  und  Biden
repräsentiert  wird,  umsetzbar  sind.

Die DSA

Durch die Kandidatur zum Präsidentschaftskandidaten der Demokraten von
Bernie Sanders wurde 2016 in den USA eine Debatte gestartet, die zu einer
gesteigerten Popularität sozialistischer Begriffe, Phrasen und Politik geführt
hat. Er hatte damals (und erneut dieses Jahr) unter anderem gefordert, alle
privaten Krankenversicherungen abzuschaffen und durch eine staatliche zu
ersetzen,  welche  bessere  Bedingungen  als  in  den  meisten  europäischen
Ländern  geschaffen  hätte,  eine  stärkere  Besteuerung  der  Reichen,
verbunden mit großen Sozialprogrammen, und sich explizit an die arbeitende
Bevölkerung und die  Gewerkschaften  gewandt  und mit  ihnen zusammen
gearbeitet.

Gleichzeitig  hat  sich  die  Bewegung um ihn  mit  Black  Lives  Matter  und
Protesten  von  Latinos  vernetzt.  Dies  ist  der  bisherige  Höhepunkt  einer
Entwicklung, die mit den Protesten von Occupy Wallstreet begann und die
Organisierung und den Klassenbezug stetig erhöht hat. Auch untypisch für
den US-Wahlkampf war Sanders‘  Methode nicht auf seine Persönlichkeit,
sondern auf seine Forderungen und eine Bewegung zu setzen. Auch dies hat
ermöglicht, dass die Democratic Socialists of America (DSA) in 2016 von
unter 10.000 auf 35.000 und 2019 auf 55.000 Mitglieder anwuchsen.

Die DSA ist eine Partei, deren Politik in Deutschland als sozialdemokratisch



gelten würde. Sie stützt sich auf die Arbeiter_Innenklasse und benennt diese
klar  als  Bezugspunkt.  Auch  ihre  Versuche  sich  mit  Gewerkschaften  zu
vernetzen und eine Verbindung der Kämpfe von Antisexismus, Antirassismus
und  gewerkschaftlichen  Kämpfen  herzustellen  sind  vielversprechend.
Einerseits stellt dies eine große Chance für Kommunist_Innen dar, Menschen
für  die  kommunistischen  Ideen  zu  begeistern  und  andererseits  ist  eine
unabhängige  Organisierung  auch  ein  notwendiger  Schritt  zu  einer
klassenunabhängigen,  wenn  auch  noch  nicht  unbedingt  revolutionären
Po l i t i k .  A l l e ine  schon  d ie  Ex i s tenz  e iner  unabhäng igen
Massenarbeiter_Innenpartei in den USA wäre ein großer Fortschritt und die
Bereitschaft in den linken Teilen der Gesellschaft und auch in der DSA, mit
den Demokraten zu brechen,  ist  hoch wie  nie.  Gerade die  Konflikte  um
Sanders und die Demokraten haben dies verstärkt.

Verhältnismäßig viele der linkeren Teile der demokratischen Basis sind dazu
geneigt Unabhängige zu wählen. Das ist für die USA besonders bedeutsam,
da historisch nie mehr als zwei große Parteien ernsthafte Chancen auf die
Präsidentschaft hatten. Dies wird immer als Totschlagargument gegen die
Gründung und Wahl neuer Parteien benutzt. Doch es geht in Wirklichkeit
darum einen gesellschaftlichen Wandel zu bewirken und das ist nur durch die
Aktion  möglich,  durch  die  Organisierung  von  Protesten,  Strukturen  und
Streiks. Mit der wachsenden sich als sozialistisch verstehenden Bewegung,
Black  Lives  Matter,  Solidaritätsstreiks  im  Profisport  und  vielen
Produktionszweigen  und  der  Debatte  um  Krise  von  Wirtschaft  und
Gesundheit,  die durch die Pandemie losgetreten wurde, ist  dies eine der
besten  Gelegenheiten  für  den  Aufbau  e iner  unabhängigen
Arbeiter_Innenpartei,  die  es  jemals  gab.

Wer gewinnt, Biden oder Trump?

Das ist schwer zu sagen, da ihre Prognosen eng beieinander liegen. Es wird
an den Zielen ihrer Politik aber nicht viel ändern. Beide beabsichtigen die
Krise  mit  Förderung  der  Kapitalist_Innen  und  Angriffen  auf  die
Arbeiter_Innenklasse zu beantworten. Der Unterschied liegt hauptsächlich in
der Art und Weise. Unter Trump werden die Angriffe mit härteren Mitteln
und offenerem Rassismus durchgeführt werden. Man kann auch nicht sagen,



dass es überhaupt keinen Unterschied macht, wer gewinnt, allein schon weil
die Wahl eines offenen Rassisten wie Trumps auch als Gradmesser für das
Bewusstsein der US-amerikanischen Bevölkerung verstanden werden muss.
Aber an den kapitalistischen Grundbedingungen wird sich nichts ändern,
keiner  von  beiden  wird  das  Gesundheitssystem reformieren,  keiner  wird
Streikende unterstützen oder Klasseninteressen ansprechen und keiner von
beiden wird den rassistischen Polizeiapparat angehen. Biden sagte dazu bloß,
es sei ja ein Unterschied, ob man Polizisten beibringe auf den Kopf oder die
Beine zu schießen. Und genau diese Art von Kandidat stellt er dar. Er ist der
Einen-Schuss-in-die-Beine-statt-in-den-Kopf-Kandidat.

Warum kein Schuss in die Beine?

Immer noch besser als ein Kopfschuss, also Biden wählen. Könnten wir jetzt
sagen. Sagen wir aber nicht, denn wie sollen wir als Revolutionär_Innen die
Klasse für unsere Ideen gewinnen, wenn wir sie dazu aufrufen sich für einen
Schuss in ihre Beine stark zu machen. Und wir haben ja oben ausführlich
geschildert, dass Biden eben nicht die Interessen der Arbeiter_Innenklasse
vertritt,  sondern  nur  eine  andere  Strategie  der  bürgerlichen
Klassenherrschaft,  die  sich  eher  zufällig  an  manchen  Punkten  mit
progressiver  Politik  verwechseln  lässt.

Was jetzt in den USA notwendig bleibt, ist das Nutzen von Wahlkampf und
den Bewegungen, um eine Organisation aufzubauen, die die Interessen der
Klasse und der Unterdrückten auch außerhalb von Wahlen unterstützt. Die es
z.B.  fördert,  wenn  Schwarze  Communities  selbst  Patrouillen  durch  ihre
Nachbarschaft schicken, um sich vor Rechten, Kriminalität aber auch der
Polizei  zu  schützen.  Oder  die  Gewerkschaften  dazu  drängt  den
Schulterschluss mit den antirassistischen und antisexistischen Kämpfen zu
suchen. Und zu guter Letzt braucht es den Kampf um eine unabhängige
Arbeiter_Innenpartei,  in  der  Kommunist_Innen  für  ein  revolutionäres
Programm kämpfen, die die Kosten der Krise Trump, Biden und Co. zahlen
lässt!


